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rin der Versenderin, die Zeugin E..., die Veisung gegeben
hat, die Sendung zurück zu transportieren, hat sie mit E-Mail
vom 21.8.2015 (Anlage K 13) noch vor Ablauf der 60-Tage-
Frist, die am 2.7.2015 begonnen hatte (Aniage K 6), nach
dem Sachstand gefragt, ohne dass bekannt ist, was die Be-
klagte Linternommen hat. Darauf hat das Landgericht in
seinem Urteil abgestellt. 

.Weiterer 
Sachvortrag der Beklagten

in der Berufungsinstanz ist nicht erfolgt.

[291 3. Soweit dre Beklagte mit der Anschlussberufung da-
rauf abstellt, dass bei Übergang der zur Verzollung angemel-
deten Ware nach Ablauf der 60-Tage-Frist in das Eigentum
des Staates Mexiko eine Vernichtung durch sie nicht mehr
habe abgewendet werden können, folgt daraus kein Haf-
tungsausschluss nach Art. 18 Abs. 2 d) MU, wonach hoheit-
liches Handeln in Verbindung mit der Einfuhr der Güter, das

zu einem Verlust oder der Beschädigung oder Zerstörung
führt, den Luftfrachtführer von seiner Haftung befreit.

t30l Ist das hoheitliche Handeln bedingt worden durch
einen Mangel in der Transportdurchführung, den der Luft-
frachtführer zu vertreten hat, kann er sich nicht auf den
Haftungsausschluss berufen (Giemulla/Schmid/ Müller-Ros-
tin, a.a.O., Art. 18 Rn 75; Koller, a.a.O., Art. 18 Rn 59;
EBJS/Pokrant, MÜ, Art. 18 Rn. 25-30). Vorliegend hat sich
die Beklagte im Verhältnis zu der Versenderin, die die \7ei-
sung zur Rückführung des Transportgutes erteilt hatte, nicht
entlasten können.

131,-321 [Kosten, vorläufige Vollstreckbarkeit]

l33l Ein Grund zur Zulassung der Revision besteht nicht.
Die Voraussetzungen des $ 543 Abs. 2 ZPO liegen nicht vor.
Die Rechtssache hat weder grundsätzliche Bedeutung, noch
erfordert die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer
einheirlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisi-
onsgerichts. Die Frage, ob die Pflicht zur Verzollung die
Beklagte in ihrer Eigenschaft als Landfrachtführerin oder
Luftfrachtführerin trifft, ist nicht klärungsbedürftig im Sinne
von g 543 Abs. 2 Nr. 1 ZPO. Es liegt zwar keine höchst-
richterliche Entscheidung vor, im Schrifttum und der Recht-
sprechung bestehen aber in Bezr"rg auf die Reichweite der
Obhutshaftung des Luftfrachtführers keine unterschiedli-
chen Rechtsauffassungen. Die in Bezug genommenen Ent-
scheidungen und Kommentierungen verorten die Verzollung
sämtlich im Obhutsbereich des Luftfrachtführers. Zur Ab-
grenzung der unterschiedlichen Haftungsbereiche im Rah-
men von Multimodalverträgen hat sich der BGH in den
genannten Entscheidungen umfassend geäußert, ebenso zum
Ort der Schadensverursachung. Eine Zulassung zur Fortbil-
dung des Rechts ist ebenfalls nicht veranlasst, da Leitsätze
für die Auslegung von Gesetzesbestimmungen vor dem Hin-
tergrund der bereits ergangenen BGH-Rechtsprechung nicht
attfzuzeigen bzlv. Gesetzeslücken nicht zu schließen sind.

l34l [Streitwert] I

3 Vorzeitige Beendigung des Frachtvertrages

HGB $$ 40711,42011,I[1,452 S. 1 u.2; BGB $$ 404,779

1. Voraussetzung eines Beförderungs- oder Ablieferungshinder-
nisses im Sinne des $ 419 I 1 HGB ist nicht, dass die vereinbarte
Beförderung im Sinne des g 275 BGB unmöglich geworden ist.
Vielmehr genügt es, dass die Beförderung nicht (mehr) vertrags-
gemäß durchgeführt werden kann.

2. Ein solches Hindernis (soeben 1.) liegt vor, wenn der Fracht-
führer den Besitz am Gut verliert, weil der Unterfrachtführer

das Gut nunmehr aufgrund eines unmittelbar mit dem Absender
geschlossenen Frachtvertrages weiter befördert.

3. Wird die Beförderung aufgrund eines Beförderungs- oder
Ablieferungshindernisses vorzeitig beendet, behält der Fracht-
führer nach S 420 III HGB den Anspruch auf di,e volle Fracht,
wenn das Hindernis dem Risikobereich des Absenders zu-
zurechnen ist.

4. In dem Fall oben 2. ist das Hindernis der Sphäre des Fracht-
führers zuzurechnen, wenn er den Anlass für die unmittelbare
Beauftragung des Unterfrachtführers setzt, weil er unberechtig-
terweise vom Absender eine Erhöhung der Fracht, die zeitliche
Vorverlagerung eines Zahlungsziels und eine Reduzierung der
vereinbarten Skonti verlangt sowie sich zum Zwecke der Durch-
setzung dieses Verlangens auf ein Pfandrecht stützt, das er in
der von ihr angekündigten Weise nicht auszuüben berechtigt
war.

5. Weisen beide Parteien ieweils auf ihre sich teilweise wider-
sprechenden AGB hin, gelten die Regelungen beider AGB, so-
weit sie sich in Übereinstimmung befinden. Soweit sich die AGB
widersprechen, liegt ein offener Dissens vor mit der Folge, dass
an die Stelle der AGB gemäß g 306 II BGB das dispositive
Gesetzesrecht tritt.

6. Erkennt eine Seite einen Kalkulationsirrtum ihres Vertrags-
partners - dem steht ein bewusstes Sichverschließen gegenüber
der Erkenntnis gleich -, ohne ihn aufzudecken, setzt die Annah-
me des fehlerhaft berechneten Angebots als mit den Grundsät-
zen von Treu und Glauben unvereinbar (S 242 BGB) voraus,
dass die Vertragsdurchführung für den Erklärenden schlechthin
unzumutbar ist, etwa weil er dadurch in erhebliche wirtschaftli-
che Schwierigkeiten geriete, und sich die Kenntnis des Erklä-
rungsempfängers im maßgeblichen Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses auch auf diese Umstände bezieht.

7, Die Zustimmung des Absenders zu einer Erhöhung der
Fracht kann angefochten werden, wenn sie infolge einer wider-
rechtlichen Drohung abgegeben wurde (g 123 I BGB). Eine
solche liegt vor, wenn der Frachtführer ankündigt, die Bezah-
lung des Unterfrachtführers zu unterlassen, wodurch der Trans-
port verzögert würde und weitere Kosten z. B. in Form von
Liegekosten entstünden, der Frachtführer keinen Anspruch auf
die Zustimmung hat und dies derart offen zutage liegt, dass
dessen Geltendmachung nicht mehr als objektiv vertretbar an-
gesehen werden kann.

8. Die Befugnis, eine Forderung im Wege der Aufrechnung zu
tilgen, kann durch eine Vereinbarung zwischen Gläubiger und
Schuldner in der Weise ausgeschlossen werden, dass die Forde-
rung nur durch eine Bar- bzw. Effektivzahlung des Schuldners
erfüllt werden kann. Eine solche Vereinbarung wird geschlos-
sen, wenn der Frachtführer betont, die Fracht müsse ,,auf dem
Konto" sein, und der Absender damit korrespondierend zusagt,
die Rechnung werde ,,überwiesen".

9. Die Geltendmachung eines Aufrechnungsverbots kann im
Einzelfall nach $ 242 BGB treuwidrig sein, wenn Haupt- und
Gegenforderung sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach in
einem untrennbaren Zusammenhang stehen, so dass Entschei-
dungsreife hinsichtlich der einen auch Entscheidungsreife hin-
sichtlich der anderen Forderung bedeutet, oder wenn sonst die
Durchsetzung einer mit der Forderung des Gläubigers zusam-
menhängenden Gegenforderung des Schuldners - etwa bei ei-
nem nachträglichen Vermögensverfall des Gläubigers - vereitelt
würde. (Leitsätze der Redaktion)

OLG Hamm, Urteil uom L4. Februar 2019 - 18 U 160/15

Zum Sachverhalt: t1l A. Die Beklagte, ein in der Schweiz ansäs-
siges Transportunternehmen, hatte von dritter Seite einen Auftrag be-
kommen, Brennkammermodule von Oc. und S. nach Os. in Schweden
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zu transportieren. Dabei handelte es sich urn drei Brennkammern tnit
den Bezeichnungen,,\(aterdryer",,,Primer" und,,Sealer".

l2l Die I(lägerin betreibt ihr Speditionsgeschäft in der'Weise, dass sie

äiä Fra.htauflräge durch Inanspruchnahme anderer Firmen - u. a. der

Spedition T, derän Inhaber ihr Geschäftsfiihrer ist, und der Streithelfe-
rin - durchführt.

l.3l Im August 2013 wandte sich ein Mitarbeiter der Beklagten, der

Zeuge S, an den damaligen Angestellten der Klägerin, Herrn E. Man
u.r.tbr.t. zunächst im Rahmen eines ersten LOTs den Transport der

Brennkammer ,,Waterdryer". Der Transport sollte von den Ladestatio-

nen zunächst per LK.W zu Binnenschifffahrtshäfen in V. und Dresden,

dann mit Binnenschiffen zum Seehafen nach Hamburg, nach Umladung

in ein Küstenmotorschiff zum schwedischen Hafen in Os' und anschlie-

ßend wieder per LK\W bis zum Zielort erfolgen' Das erste LOT umfass-

te nach übeieinstimmender Auffassung der Beteiligten zunächst elf

Kolli. Mit wechselseitigen E-Mails vom 12.8.2013 (Anlagen K2 und IG
zur Berufur-rgsbegründung) vereinbarte man eine Fracht in Höhe vorr

131.000,- €.

t4l Mit E-Mail vom 14.8.2013 (Anlage K4 zur Berufungsbegrün-

dung) teilte der Zeuge S Herrn E mit, dass ein weiterer l(ollo hin-
,uko-me, wies darauf hin, dass später auch die anderen beiden Brenn-

kammern zu transportieren seien, und übersandte eine Paketliste (An-

lage I(1 zur Berufungsbegründung). In dieser englischsprachigen Paket-

lisie ist jeder der drei Biennkammern eine Anzahl näher bezeichneter

und u.a. mit Containermaßen und Ladeort beschriebener Kolli zu-

geordnet. In der E-Mail teilte der Zeuge S außerden.r mit, dass die

Eeklagte von ihrem Kunden ein Budget in Höhe von 300.000,- € fur

den fransport aller drei Brennkammern genannt bekommen habe,

sodass nac-h Abzug der 131.000,- € für die erste Brennkammer noch

169.000,-€ für diö anderen beiden verblieben. Für den im Rahmen des

ersten LC)T zusätzlich zu transportierenden Kollo wurde in der Folge

eine zusätzliche Vergütung in Höhe von 2.950,- € vereinbart. Die

Durchführung und Abwicklung des ersten Transportes verlief un-

gestört.

tsl Mit E-Mail vom 1.7.9.201'3 (Anlage I(5 zur BerufungsbegrLin-

äung) wandte sich Herr E wieder an den Zeugen S und erklärte:

,,[...] Für das nächste Lot von S. und Oc. nach Os. kann ich dir auch

wieder den Preis 131.000,00 € anbieten.

Da ich wegen der Verschiebung vom 9.9'201'3 auf den 16'9.201,3,was
nicht deinä Schuld ist oder in deiner Entscheidung lag, kam ich mit
meinen Folgeproiekten im Engpass mit den Autos und muss jetzt noch

schauen drJ iltt tilr nächste Woche die Autos zusammen bekomme was

für mich auch mit Mehrkosten zusammen hängt. Dies nur als Erklä-

rung, warum der Preis bei 131.000,00 € liegt.

Was ich dir noch anbieten kann ist wenn die Transporte alle fertig sind

und sehen können wo wir etwas einsparen können das wir am Preis

was machen können, rvas ich dir ietzt schon bieten kann ist, das wenn

die Transporte gut abgelaufen sind und bei uns ein Zahlungsziel von

1.4 Tage 2 % Skonto. [.. .]"

t6l Der Zeuge S antwortete hierauf mit E-Mail vom 23.9.2013 (An-

lage K6 zur Berufungsbegründung):

,, [.. .] lriermit die Bestätigung von den Zweiten Brennkammer ,,Primer"

t71 Es gibt auch kleinere Kolli auf der zweiten Seite [".] ye1e11b-a1en

i'räis, t31.000,- euro ALL IN bitte kalkuliere nicht die Kolli DN 062 +

DN032 Warte auf dein bescheid [.'.1"

tSl In der Antwort-E-Mail des Herrn E vom 24.9'2013 (Anlage K7

zur Berufungsbegründung) heißt es zu Beginn:

,,[...] danke für den Auftrag der zweiten Brennkammer, die Kleinteile

werde ich auf die Tiefbetten verteilen oder ein normalen LKW einset-

Für das nächste Lot von Sebnitz und Ochtrup nach Os. kann ich dir

auch wieder derl Preis 131.000,00 €. Das gleiche wie bei der ersten

Brennkammer von Sebnitz und Ochtrup' rWir mtlssen noch das genaue

verlade Datum fest legen."

t9] Danach {olgt eine Auflistung zu einzelnen Kostenpos-itionen und

äerrr eUtt"f d.. iranspottes. Untär der Überschrift ,,Umschlagkosten"
ist aufgeführt:

,,11. Brennkammern, ie ca.7 to, ttl. ca. 1050 cbm"
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t10l Am 10.10.2013 schrieb die für die I(lägerin tätige Frau U per

L-M.il 1Atrl.g. K10 zur Berufungsbegründung) u. a. an den Zeugen S:

,, [...] unter ßezugnahrne auf das am gestrigen Nachmittag mit Herrn- T
gäfrirrt. Telefonät, sind wir bereit, die Zahlungsvereinbarung wie folgt
z-u ändern:

2. Brennkammer:

Gesarntbetrag in Höhe von 131.000'00 € fällig wie folgt:

,,1". Zahlung 50% = 65.500,00 € abzgl.3 % Skonto bei Anlieferung
vor Ort in Os. (45.Kalenderwoche, voraussichtlich 4./5. November

20131.

2. Zahlung 50 % = 65. 500,00 € abzgl. 3 % Skonto zum 21'.1 1'.2013

... \(ir bitten um schriftliche Bestätigung bis heute Mittag, 12.00 Uhr

t...1"

t11l Die Klägerin beauftragte die Streithelferin, die auch im Rahmen

d.t .trt.n LOT als ihre Unterfrachtführerin tätig gewesen war, im
Rahmen des zweiten LOT mit der Durchführung des Binnen- und See-

schifftransports einschließlich des Umschlags in den Häfen Hamburg

und Os.

1121 Der für die Streithelferin tätige Herr H schrieb dazu per E-Mail
vom 15.10.2013 (Anlage 1(23 mr Berufungsbegründung) an Herrn E:

,,[...] wir bedanken uns für den bereits erteilten Transportauftrag und

bestätigen wie folgt:

,,Transport von 19. Brennkammern ab den Ladestellen Dr. und V. bis

zum hafen Os. Schweden

Frachtzahlung: eingang auf unser Konto am 3L10.2073 (bitte beach-

ten: das I(ümo gibikeine Freigabe zum löschen in Os. wenn die Fracht

nicht auf de- konto eingetroffen ist und das anfallenden Liegegeld

geht zu Lasten der \Vare ! ! I [..,]"

t13l Mit weiterer E-Mail vom gleichen Tag, 12:L6 Uhr (Anlage

StrV1, Bl. 163 GA), wies Herr H gegenüber Herrn E und dem Ge-

schäftsführer der Klägerin noch auf Folgendes hin:

,,[...] wir möchten nochmals in Erinnerung rufen, daß von Anfang an

ärrruf lting.*iesen rvurde, daß bei Charter der Reeder die Ladung

nicht löscht wenn die Fracht nicht auf dem Konto ist.

bei dem ersten Auftrag wurde mit [Herrn E] vereinbart, daß die Zah-

lung bei uns am27.9. auf dem Konto sein muss. bis jetzt ist noch kein

Euro angewiesen.

wir haben im Interesse unserer Zusammenarbeit diese Kosten vorgelegt

und alles notwendige dafür vorbereitet.

bei der 2.Verladung ist die Fracht am 31.10. bzw. 1.11. zu zahlen'
.Wenn 

<las Geld nic6t auf dem l(onto ist lässt der Reeder das Schiff am

4. 11. nicht löschen, bitte sicher stellen, daß diesmal die Fracht für

beide Aufträge bei uns im Hause ist' [...]"

l14l Am 21.10.2013 begann der Transport des zweiten LOT, am

22.1,0.201,3 erfolgte die Verladung des Frachtguts - insgesarnt i-8 Kolli

- auf die Binnenichiffe. Die Streithelferin stellte der I(lägerin für ihre

Leistungen unter dem 23.I0'2Q1'3 einen Betrag in Höhe von

1,18.251,04 € brutto (= 99.372,30 € netto) unter der Rechnungsnum-

mer 1301,1"23 in Rechnung (Anlage K24 zur Berufungsbegründung)'

t15l Mit E-Mail vom 25.10.2013 (Anlage I(8 zur Berufungsbegrun-

äung) übersandte der Zeuge S u. a. Herrn E und. dem Geschäftsführer

der Klägerin eine auf dett 23.9.2013 datjerte Auftragsbestätigung (An-

lage K9 zur Berufungsbegründung) über den Transport von 18. Brenn-

kinmermodulen zui einim PreiJvon ,,131.000,- € ALL IN"' zu dem

die in der o.g. E-Mail der l(lägerin vom 10.10.2013 genannten Zah-

lungsziele angegeben waren.

116l Frau U teilte u.a. der für die Streithelferin tätigen Frau C und
Herrn H mit E-Mail vom 28.10.2013 (Anlage 7(25 zru Berufungs-
begrlindung) u. a. mit:

,,[...] Die Rechnungs-Nr.: 1301123 rvird, wie in Ihrer E-Mail (Herr H
vom 15. Oktober (12t16hD vereinbart, überwiesen. Hier rvurde Zah-
lungsziel 1.11".201,3 vereinbart. [...]"
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LI71 Hierauf Bezug nehmend antwortete Herr H mit E-Mail vom
gleichen Tage (Anlage K26 zur Berufungsbegründung):

,,[...] zv Rechnung Nr. 1301123 können wir den 1. 11. nicht akzeptie-
ren ohne daß wir Überliegegelder des Seeschiffes riskieren [...] Daher
bitten wir Sie nochmals diesen vertraglich vereinbarten Zahlungsster-
min 31. 10. eingehend auf unser I(onto einzuhalten, da am 1. 11. bei
Ihnen und bei uns Feiertag ist und somit kann die fällige Fracht an dem
Reeder nicht pünktlich angerviesen werden und damit wäre das Geld
nicht vor dem Löschen auf dem Konto des Reeders und damit rvürden
für das Schiff Überliegegelder fällig, die dann voll zu Ihren Lasten gehen

t.l"
[18] Ebenfalls am28.10.2013 übersandte die Klägerin an die Beklagte
eine Auftragsbestätigung und eine Rechnung über jeweils 200.000,- €
fär den Transport von ,,18. Brennkammern" (Anlagen 82 und 83,
81.70 l. GA). Die Beklagte wies diese durch E-Mail des Zeugen S vom
gleichen Tag (Anlage 84, Bl. 72 GA) unter Hinweis auf eine Einigung
auf 1 3 1.000,- € zurtick.

119] Die Klägerin schaltete daraufhin Rechtsanwalt I ein, der gegen-
über der Beklagten mit Schreiben ebenfalls vom 28.10.2013 (Anlagen-
konvolut 810, Bl. 139ff. GA) die Auffassung vertrat, es habe eine
Einigung über den Transport von nur 11 ,,Brennkammern" zu einem
Preis von 131.000,- € gegeben. Veil 18 ,,Brennkammern" transportiert
rvürden, erhöhe sich der Preis auf 200.000,- €. Das Schreiben lautet
auszugsweise lveiter:

,,[...] ALrs wirtscha{tlichen Gründen könnte die Angelegenheit daher
wie folgt erledigt werden:

Sie zahlen einen Betrag von insgesamt 190.000,00 €, zahllar in Höhe
von 120.000 € (abzüglich 2 % Skonto) bis zum

29.1.0.201.3 und den Rest zum 21,.1,1.2013 direkt an die Mandant-
scha{t.

... Da Sie bisher jedenfalls offensichtlich auf 131.000 € beharren, r'vird
bis zur Zahlung der Gesamtsumme von 190.000 € ein unserer Man-
dantschaft zustehendes Pfandrecht (zunächst bis zur Löschung in Ham-
burg) geltend gemacht. [...]"

[20] Auch die Beklagte schaltete daraufhin einen Rechtsanwalt, Herrn
V, ein. Zwischen den Rechtsanwälten entspann sich eine Korrespon-
denz, im Rahmen derer Rechtsanwalt I mit Schreiben vom 31.10.2013
(Anlagenkonvolut B10, Bl. 1,43 ff . GA) erklärte, die Klägerin halte sich
an das Angebor vom 28.10.2013 noch bis zum 4.11.2013 gebunden.
Anschließend kündigte er an:

,,Sollte ihre Mandantschaft allerdings zu keinerlei Eingeständnissen
bereit sein, wird das Pfandrecht weiterhin geltend gemacht. Die lü/are

wird nicht entladen. "

l21l Ebenfalls am 31,.1,0.2013 wandte sich der für die Klägerin rärige
Herr X per E-Mail (Anlage StrV2, Bl. 169 GA) an Herrn H, wies auf
eine ansgebliebene Zahlung der Beklagten hin und erklärte gegenüber
der von der Streithelferin in Rechnung gestellten Forderung die Auf-
rechnung mit - grundsätzlich unstreitigen - Ansprr-ichen ar,rs verschiede-
nen Rechnungen aus dem Zeitraum vom L2.4.2013 bis 18.10.2013
(Anlagen K29-K41. zLn Berr"rfungsbegrtindung) über insgesamt
1.31,.585,22 e.

L22l Mit Schreiben vom 3.11.2013 (Anlage I(1,2 zur Berufungs-
begründung) wanclte sich Rechtsanwalt I an die Streithelferin, griff
deren Rechnung vom 23.10.2013 der Höhe nacl-r an und wiederholte
die Aufrechnungserklärung.

t23l Mit weiterem Schreiben vom 3.11.2013 (Anlage K15 zur Beru-
fungsbegründr"rng) wandte er sich zudem an Rechtsanwalt V und nahm
Bezug ar-rf ein Telefonat vom 1.11.2013, in dem die Beklagte eine
Erhöhung der Fracht auf 152.000,- € in Aussicht gestellt habe. Da-
neben wiederholte er - hinsichtlich der Zahlungsmodalitäten in abge-
wandelter Form - den Vergleichsvorschlag betreffend eine Erhöhung
der Fracht aLrf 190.000,- € r"rnd erklärte:

,,[...] Unsere Mandantschaft wird selbst vom eingeschalteten Unterneh-
mer beztiglich des Transports von 18. Brennkammern in Höhe von
über 100.000 € in Anspruch gerlommen. Morgen am 4.11.2013 sollen
die Schiffe in Hamburg beladen werden. Der Unternehmer hat am
31.10.2013 darauf hingewiesen, dass die Fracht nicht beladen wird,
wenn die Fracht nicht bis zurn 4.11.2013 bezahlt wird. Jeder weitere
Tag verursacht Liegekosten von ca. 5.000 €! !

[...] Die Mandantschaft kann und wird nicht an den Unternehmer
zahlen, wenn die Angelegenheit nicht mit Ihrer Mandantschaft geklärt
und fest geregelt ist. [...] "

l24l Mit F,-Mail vom 4.1.1..201.3, 11:08 Uhr (Anlage I( 16 zur Beru-
fungsbegründung), erklärte der Zetge S u. a. gegenüber dem Geschäfts-
führer und mehreren Mitarbeitern der Klägerin sbwie den Rechts-
anwälten I und V Folgendes:

,,[...] wir bestätigen hiermit, das wir heute die Bezahlung von euro
120000,- (-2% rabat) machen werden. Heute, so bald es möglich ist,
schicken wir Euch I(opie von Banküberlveisung.

Wir benötigen von unserer seite, eine schriftliche Bestätigung von Ham-
burger Hafen, das die \fare(18 colli) heute auf Schiff verladen wird,
und 07.11.13 in Schweden (Os,) zugestellt wird, bei unserem Kunden
\r.

Vir bestätigen noch, das die restlichen euro 70.000,- werden wir eine
Banküberwäisung auf Konto von rlnserem Rechtsanwalt V machen, die
als garantie benützt werden. [.. .] "

125) Die Klägerin übersandte noch am 4.11.2013 sowohl eine Auf-
tragsbestätigung über 190.000,- € (Anlage K14 a zur Berufungsbegrün-
dung) als auch eine E-Mail mit Informationen zur Beladung eines
Schiffs im Hamburger Hafen (Anlage I(40, Bl. 368 GA) an die Beklag-
te.

126l Eine Zahlung der Beklagten an die Klägerin im Hinblick auf das
zweite LOT erfolgte ebenso wenig wie eine diesbezügliche Zahlung der
Klägerin an die Streithelferin.

lZTl Letztere wandte sich, bereits durch ihren jetzigen Prozessbevoll-
mächtigten, mit Schreiben vom 5.11.2013 (Anlage 85, Bl. 73 f. GA) an
Rechtsanwalt V. In dem Schreiben nahm er auf eine Vereinbarung der
Geschäftsftihrer der Beklagten und der Streithelferin Bezug, rvonach die
Frachtzahlung über die Rechtsanwaltskanzleien abzuwickeln sei. Der
Zeitpunkt dieser vorangegangenen Vereinbarung ist zwischen den Par-
teien umstritten. Am Ende des Schreibens heißt es:

,,Sofern Ihre Mandantin eine Abtretung der Ansprüche unserer Man-
dantin gegen T lvünscht, geht dies in Ordnung."

l28l Unter dem 5.1L2013 stellte die Streithelferin der Beklagten einen
Betrag in Höhe von L04.372,30 € netto in Rechnung, der sich aus einer
Fracht in Höhe von 99,372,30 € und 5.000,- € Schiffsliegegeld für den
4.11.2013 zusammensetzte (Anlage R,6, BI. 75 GA). Die Beklagte be-
zahlte diese Rechnung,

l29l Rechtsanwalt V teilte Rechtsanwalt I mit Schreiben vom 6.11.
2013 (Anlage I(18 zur Berufungsbegründung) mit, dass die Streithelfe-
rin die Beklagte kontaktiert habe und sich als Subunternehmerin wegen
einer ausgebliebenen Zahlung der I(lägerin ihrerseits auf ein Pfandrecht
berufen habe. Die Beklagte habe dem Ersuchen nach direkter Zahlung
,,auch unter der Bedingung der Abtretung" etrn'aiger Ansprüche gegen
die Klägerin zugestimmt.

[30] Mit Schreiben vom selben Tag (Anlagenkonvolut 810, Bl. 153 ff.
GA) antwortete Rechtsanwalt I, die Klägerin sehe das Verhalten der
Beklagten als Vertragsbruch an; ihre Spediteure seien bereits auf dem'Weg nach Os.. Im Rahmen der weiteren I(orrespondenz erklärte
Rechtsanrvalt V mit Schreiben vom 7.1.1..2013 (Anlage K19 zur Beru-
fungsbegründung):

,,[...] Zunächst ist es meiner Mandanrin ein großes Anliegen, zu präzr-
sieren, sofern dies nicht bereits aus dem vorherigen Schreiben vom
6.1,1,.2013 hervorgegangen wäre, dass die Transportminel der T Logis-
tik GMBH (in der Folge ,,T" genannt) nichts vom Hafen von Os.
abholen müssen. Dies deshalb, weil aufgrund des Vertragsbruches ihrer
Mandantin, der Vertrag mit D als aufgelöst zu betrachten isr, und zwar
ar-rfgrund des schwerwiegenclen Verschuldens derselben T.

Daher verweigert auch zukünftig, die D (in der Folge ,,D" genanr-rt)
jegliche Form der Anlastung von Verbindlichkeit gegenüber Ihrer Man-
dantin r,rnd jegliche, aus dem Vertragsbruch sich ergebenden Kosten,
werden zu Lasterl derselben gehen.

'Wenn es jemand gibt, der einen Betrug erlitten hat, so isr es ohne
Zwetfel meine Nlandantin, lvelche sich gezr,vungen sah, eine nicht ge-
schuldete Zahlung in Betracht zu ziehen, um einen schwerwiegenden
und ebenso ungerechtfertigten Schaden abzulvenden, welcher sich aus
dem willkürlichen Verhalten Ihrer Mandantin ableiten läßt.
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Iüas hingegen die Position der Firma B betrifft, so beziehen sich die von
dieser erbiachten Informationen auf eine zwischen derselben und T
bestehende Geschäftsbeziehung, worüber D nichts weiß und ebenso

nicht interessiert ist, darüber in Kenntnis zu sein.

Meine Mandantin weiss, dass T sehr wohl in der Lage ist, seinen Ver-
pflichtungen nachzukommen, aber nicht gewillt war und - was noch

ichwerwiegender ist - die Transportangelegenheit dazu genutzt hat, um

eine noch höhere Vergütung zu erhalten, welche nicht geschuldet ist.

Sofern T tatsächlich Anspruch auf eine höhere - im Vergleich zu den

Vereinbarungen festgesetzte - Vergütung gehabt hätte, was iedenfalls
nicht geglaubt wird, so häne diese ihre Gründe geltend machen könneu,

ur-rd zwär auch im Gerichtswege, aber immer unter Berücksichtigung
des vertraglichen ,,Guten Glaubens". Stattdessen hat sie die Spedition

begonnen, um sie dann offensichtlich abzubrechen, um in der Folge

höhere ungerechtfertigte Ansprüche geltend zu machen' [...]"

t31] Der Transport des Frachtguts innerhalb Schwedens zwischen

dem Hafen von Os. und den W-\üTerken wurde ab dem 8'11.2013 nicht
von Mitarbeitern der Spedition T, sondern von einem anderen Spediti-

onsunternehmen durchgeführt. Den nach Schweden gereisten Fahrern

der Spedition T, die die Container ausweislich zur Akte gereichter

Licht6ilder (Bl. 175 ff. GA) bereits mittels Spraydosen markiert hatten,

wurde das Frachtgut nicht zum Weitertransport belassen. Vielmehr
übersandte die Streithelferin der Beklagten die entsprechende bill of
lading.

t32l Die Streithelferin ließ ihren Prozessbevollmächtigten mit Schrei-

t.ouo* L2.1,L.2013 (Anlage StrV3, Bl. 170 GA) gegenüber der Kläge-

rin erklären, dass die Steithelferin den Transport für die Beklagte

durchgeführt habe, von dieser bezahlt worden sei und die an die Kldge-

rin geiichtete Rechnung mit ausgewiesener Mehrwertsteuer zurückfor-
dere.

t33l Mit der mit der am 14.7 .201'4 zugestellten Klage hat die Klägerin

primär die volle, auf 190.000,- € erhöhte Fracht geltend gemacht und

äi. Arffr.rrrng vertreten, sie habe sich mit der Beklagten wirksam auf
die erhöhte Fiacht geeinigt; eine wirksame Beendigung des Frachwer-

trages liege nicht vor. Hilfsweise hat sie einen Anspruch aus gekündig-

t"rn F a.[tu.ttrag geltend gemacht und dazu behauptet, dass sie gegen-

über der Beklagten verschiedene, im Einzelnen dargestellte Leistungen

im Umfang uon 139.+04,85 € netto - unter anderem beinhaltend die

der Höhe nach teilweise streitige Rechnung der Streithelferin über

99.372,30€ - erbracht habe, die jeweils in deren - der Beklagten -
Interesse gewesen seien. Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, dass

die angeblich abgetretene Forderung der Streithelferin infolge der von
ihr - der Klägerin - erklärten Aufrechnung erloschen sei und deshalb

der I(lagefordirung nicht entgegengehalten werden könne.

[34-35] lAnträgel

t36] Die der Beklagten beigetretene Streithelferin hat erstinstanzlich

keinen Antrag gestellt.

l37l Die Beklagte hat die Auffassung vertreten) dass nur eine Fracht

in Höhe von 131.000,00 € geschuldet gewesen sei. Sie ist zudem der

Ansicht gewesen, das Schreiben des Rechtsanrvalts V vom 7'1'1'.201,3

enthalte lie Erklärung einer Anfechtung der Zustimmung zur Erhö-
hung der Fracht auf 190.000,- €, und hat dazu behauptet, diese Zu-
stimmung habe sie - die Beklagte - nur infolge der Drohung der

Klägerin-mit der Ausübung des Pfandrechts erklärt. Die.Beklagte.hat
fernir behauptet, die Streithelferin habe ihr in Höhe der gezahlten

1,04.372,30 € Ansprüche gegen die Klägerin abgetreten, und hat hier-

mit die Aufrechnung gegen die Klageforderung erklärt' Hilfsweise hat

sie darüber hinaus äiö Äufrechnung mit Schadensersatzansprüchen in

Höhe von 22.150,- €, betreffend die anderweitige Organisation bzw.

Durchführung des letzten Transportabschnins in Schweden, erklärt.
Dazu hat sie behauptet, sie habe mit dieser Transportleistung die Y AB

beauftragt und an- diese eine Fracht von 21.000,- € sowie an die

Streithellerin weitere 1.150,- € für eine Samstagsbeladung bezahlt.

l38l Das Landgericht hat die Beklagte zur.Vahlung von 4.477,70 €
nebit Zinsen velurteilt und die Klage im Übrigen abgewiesen. Zur
Begründung hat es im Wesentlichen ausgeführt, es sei nur eine Fracht in
Höie von i:t.OOO,-g vereinbart worden. Die Erklärung zur Erhöhung
der Fracht sei von der Beklagten wirksam angefochten, zudem sei der

Vertrag von der Beklagten wlrksam gemäß $ 415 Abs. 1 HGB gekün-
digt wärden. Insgesami seien Leistungen der Klägerin im Umfang von
29.484,57 € feststellbar, die fur die Beklagte von Interesse gewesen

seien. Der in dieser Höhe entstandene Anspruch der Klägerin sei aut-

grund der von der Beklagten erklärten Hilfsaufrechnung mit einem

Schadensersalzanspruch in Höhe von 25.005,87 € erloschen.

i39] Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes in I'
insiat, *ird gemäß $ 540 Abs. 1 S. 1 Nr. I ZPO auf den Tatbestand

H:1.04 
Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils Bezug genom-

t40] Gegen das landgerichtliche Urteil werrden sich die Berufungen

beider Parteien.

141l Die Klägerin rügt zunächst, dass das Landgericht zu Unrecht

.in.n Vertmgrichluss über das zweite LOT zu einer pauschalen Fracht

von 131.000,- € angenomrnen habe. In der E-Mail der Beklagten vom

23.9.2013 sei erstmals die Vereinbarung ,,ALL IN" enthalten und dies

sei auch von der Beklagten nur als Angebot gemeint gewesen' da sie auf

ihre - der Klägerin - Bestätigung gewartete habe. Ihre eigene E-Mail
vom 24.9.2013 r.rehme auf das erste LOT und dessen Umfang Bezug.

Sie sei auch nicht als Annahmeerklärung zu werten, da im Rahmen der

Umschlagkosten auf 11 Kolli wie bei dem ersten LOT verwiesen werde.

Sie ist där Ansicht, es sei deutlich auch für die Beklagte erkennbar
gewesen, dass sich 1B Kolli nicht zu demselben Preis wie 11 Kolli trans-

portieren ließen, und behauptet dazu, auch die später-angebotener

200.000,- € seien niedriger als der eigentlich zu Grunde zu legende

Betrag; die später im Vege der Einigung erreichten 190.000,- € seien

schon nicht mehr kostendeckend gewesen, was der Beklagten als Trans-

portunternehmen bekannt gewesen sei. Schon daraus, dass im ersten

LOT fü. den zusätzlichen zwölften Kollo ein zusätzlicher Preis von

2.950,- € ausgehandelt worden sei, ergebe sich, dass entgegen der

Auffassung desLandgerichts kein Gesamtpreis getroffen worden sei.

l4Z) Die Klägerin bestreitet zudem weiterhin, dass sich die Beklagte

infolge einer Drohung ihrerseits auf eine Erhöhung der Fracht einge-

lassen habe, und behauptet dazu, die Beklagte habe aufgrund des Kon-
takts zu der Streithel{eiin bereits zum Zeitpunkt der Versendung der

E-Mail vom 4.11,.2013,11:08 Uhr' gewusst, dass sie - die Klägerin -
ihr Pfandrecht wegen der tatsächlichen Sachherrschaft der Streithelferin

nicht werde ausüben können. Die Klägerin behauptet dazu weiter,

bereits nach Erklärung der Aufrechnung am 31.10.2013 habe die

Streithelferin Kontakt zur Beklagten aufgenommen.

l43l Für den Fall der Unwirksamkeit einer Aufrechnung gegenüber

der Streithelferin und einer wirksamen Abtretungsvereinbarung zrvi-

schen dieser und der Beklagten erklärt die Klägerin nunmehr auch

gegenüber der Beklagten gemäß $ 406 BGB die Aufrechnung. Sie be-

stÄitet zudem weiter die Höhe der von der Streithelferin in Rechnung

gestellten Forderung.

l44l Die I(lägerin ist weiterhin der Auffassung, eine etwaige Vertrags-

äufiosung durih die Beklagte mit Schreiben vom 7'11'.2013 sei nicht
durch eii Fehlverhalten ihrerseits, sondern aufgrund einer unredlichen

Vereinbarung zwischen Beklagter und Streithelferin erfolgt. Il 4.ry
Schreiben ..i kei,te Anfechtungserklärung zu sehen. Rechtsfehlerhaft

habe das Landgericht zudem eine Anfechtung und gleichzeitig eine

Kündigung des Transportvertrages angenommen.

i45l Schließlich bestreitet die Klägerin weiterhin, dass ein Schiffsliege-

gelä in Höhe von 5.000,-€ für den 4.11',201'3,I(osten für Samstags-

äntladung in Höhe von 1,150,-€ und für den Transport in Schrved.en

in Höhe1on 21,000,00 € angefallen und von der Beklagten bezahlt

worden seien.

146-471 [Anträge]

i48l Die Beklagte und die Streithelferinl '.. verteidigen in Hinblick
äuf die Berufung der Klägerin das angefochtene Urteil. Sie behar"rpten,

erst am frühen Nachmittag des 4.11..201'3 habe die Beklagte einen

Anruf aus dem Hause der Sireithelferin erhalten und dadurch erfahren,
dass sich das Frachtgut nicht in der Obhut der Klägerin, sondern der

Streithelferin befundin habe und diese auf die Zahlung der Fracht

seitens der Klägerin sowohl für das zweite als auch noch für das erste

LOT warte. Erit dann sei die Vereinbarung getroffen worden, dass die

Zahlung des offenen Betrages von 104.372,30 € unmittelbar von der

Beklagten an die Streithelferin erfolgen und die Streithelferin im Gegen-

zug ihre Ansprüche gegen die Klägerin abtreten solle. Eine solche

Abtretung sei in der Folge auch vorgenommen worden' Die Beklagte ist

der Auffassung, eine Aufrechnung mit der erworbenen Forderung ge-

genüber der Klageforderung sei zulässig, insbesondere bestehe kein
Aufrechnungsverbot.
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[49] Die Beklagte wendet sich mit ihrer Berufung gegen das Urteil
insoweit, als das Landgericht bei Berechnung der der I(lägerin zuste-
henden Vergütung für im Interesse der Beklagte stehenden Leistungen
Umsatzstener einbezogen hat. Sie ist cler Auffassung, die I(lägerin kön-
ne als vorsteuerabzugsberechtigte Partei nur Nettokosten verlangen.

Jedenfalls sei sie selbst aufgrund der Regelungen zum sog. Reverse-

charge-Verfahren in g 13 b USIG nicht umsatzsteuerpflichtig, weshalb
der zuerkannte Betrag um 3.925,27 € überhöht sei.

t50l Im Wege der von ihr eingelegten Berufung beantragt die Beklag-
te, unter Abänderung des am 30.10.2015 verkündeten Urteils des

Landgerichts Essen die Klage insoweit abzuweisen, als sie - die Beklagte

- über einen Betrag von 552,43€ nebst Zinsen in Höhe von acht
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit clem 15.7.2014
hinaus zur Zahlung verurteilt wurde.

t51l Für den Fall, dass die von ihr erklärte Aufrechnung unzulässig
sei, beantragt die Beklagte außerdem im 'Wege einer - erstmals in der
Berufungsinstanz erhobenen - Hilfswiderklage,

die Klägerin zu verurteilen, an sie 1.04.372,30 € nebst Zinsen in Höhe
von neun Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit
zuzahlen.

152) Die Klägerin beantragt,

die Beru{ung der Beklagten zurückzuweisen sowie die Hilfswiderklage
abzuweisen.

l53l Sie ist der Ansicht, die Ansprüche, von denen das Landgericht
ausgegangen sei, richteten sich nach $ 407 Abs, 2 HGB und nicht nach

$ 415 Abs. 2 HGB. Daher seien die an sie selbst gerichteten Rechnun-
gen maßgeblich, die teilrveise Umsatzsteuer enthielten. Sie erhebt im
Hinblick auf die mit der Hilfswiderklage geltend gemachte Forderung
die Einrede der Verjährung.

t54l Wegen des weiteren Vortrags der Parteien r,vird auf den Inhalt
der gewechselten Schriftsätze und der zu den Akten gereichten Anlagen
Bezug genommen.

i55l Der Senat hat Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugen S

und F sor,vie durch im \fege der Rechtshilfe erfolgte Vernehmung des

Zeugen G. 
.Wegen 

des Umfangs und des Ergebnisses der Beweisaufnah-
me wird auf das Sitzungsprotokoll vom 3.4.20\7 (Bl. 856 ff. GA) sowie
auf das Protokoll des Göteborgs Tingsrätt und dessen Übersetzung ins

Deutsche (Bl. 1033, 1047f. GA) Bezug genommen. Anschließend hat es

durch Beschluss vom 30.8.2018 darauf hingewiesen, wie eine prozen-
tuale Aufteilung der vereinbarten Fracht auf einzelne Transportab-
schnitte im Wege der Schätzung erfolgen könnte. Die Beklagte ist dieser

Aufteilung ausdrücklich beigetreten, ihre Streithelferin und die Klägerin
sind dem nrcht mehr entgegengetreten.

Aus den Gründen: [56] B. I. Die Berufung der Klägerin
ist zulässig. Sie ist insbesondere form- und fristgerecht einge-
legt und begründet worden ($$ 519, 520 ZPO). Soweit die
Klägerin den Zinsantrag in dem Schriftsatz vom 9.2.201"6

noch mit Schriftsatz vom 1.5.2.2016 korrigiert hat, handelt
es sich zum einen offensichtlich um einen bloßen Schreib-
fehler, dessen Korrektur zum Anderen auch noch innerhalb
der Berufungsbegründungsfrist erfolgte.

157) Die internationale Zuständigkeit des Senats ergibt sich
aus Art. 5 Nr. 1 b) LugÜ, da der Ort, an dem die nach dem
Vertrag zwischen den Parteien geschuldeten Dienstleistungen
erbracht wurden, schwerpunktmäßig in Deutschland lag.
Ob die internationale Zuständigkeit darüber hinaus infolge
einer zwischen den Parteien geschlossenen - gemäß Art. 5

Nr. 1 b) LugÜ grundsätzlich zulässigen - Gerichtsstandsver-
einbarr,ing anzunehmen ist oder ob die Parteien als Verwen-
derinnen der jeweiligen Allgemeinen Geschäftsbedingungen

leweils sich selbst als ,,Spediteur" ansahen, auf dessen Ort
der Niederlassung es gemäß Nr. 30.2 der bei Vertragsschllrss
geltenden ADSp 2003 bzw. Art. 33 der AB (2005) SPED-

LOGS\(/ISS ankommt, kann danach offen bleiben. Auch die
übrigen Zulässigkeitsvoraussetzungen sind erfü11t.

t-58] II. Die Berr.rfung ist im aus dem Tenor ersichtlichen
Umfang begründet und im Ubrigen unbegründet.

[,59] 1. Die Klage ist zulässig, insbesondere war auch das
erstinstanzlich angerufene Landgericht Essen international
zuständig.

[60j 2. Das Landgericht ist zu Recht davon pusgegangen,
dass mögliche Ansprüche aus dem Vertragsverhältnis zwi-
schen den Parteien nach deutschem Sachrecht zu beurteilen
sind. Mangels übereinstimmender Rechtswahl ist gemäß den
Art.2,5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 (Rom
I-VO) das Recht des Staates anzuwenden, in dem der Beför-
derer seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, wenn sich in die-
sem Staat auch der Übernahmeort, der Ablteferungsort oder
der ger,vöhnliche Aufenthalt des Absenders befindet. Hier
lagen die Übernahmeorte (Sebnitz und Ochtrup) in Deutsch-
land, wo auch die Klägerin ihren gewöhnlichen Aufenthalt
hatte.

1611 3. Ein Ansprr-rch der I(lägerin ist in Höhe von
63 .53 5 ,- € entstanden.

162) a) Dieser Anspruch ergibt sich aus den $$ 407 Abs. 2'
452 S. 1 und 2 HGB und wird gemäß $ 420 Abs. 2 S. 2
HGB anteilig aLrf den zurückgelegten Teil der Beförderung
beschränkt, welcher für die Beklagte von Interesse war.

163l aa) Ob es sich bei dem zwischen den Parteien ge-

schlossenen Vertrag um einen Fracht- oder Speditionsvertrag
handelt, kann dabei im Ergebnis offen bleiben, denn bei
Annahme eines Spedirionsvertrages - wofür sprechen könn-
te, dass beide Parteien im Transportgewerbe tätig sind und
die Beklagte mit der I(lägerin ein Unternehmen beauftragte,
das sich ersichtlich als Spediteur im Sinne der Nrn. 1 und 2
ADSp 2003 verstand (vgi. I(oller, Transportrecht 9. Aufl.
201.6, S 453 Rn. 17) - handelte es sich Lrm eine Spedition zu
fesren Kosten, bei der der Spediteur gemäß $ 459 Abs. 1

HGB die Rechte und Pflichten eines Frachtführers hat.

164l bb) Die Beförderung des Gutes wurde aufgrund eines

Ablieferungshindernisses vorzeitig beendet ($ 420 Abs. 2
S. 2 HGB). Voraussetzung eines Beförderungs- oder Abliefe-
rungshindernisses ist nicht, dass die vereinbarte Beförderung
im Sinne des g 275 BGB unmöglich geworden ist. Vielmehr
genügt es, dass die Beförderung nicht (mehr) vertragsgemäß
durchgeführt werden kann (Koller, a. a. O., $ 420 Rn. 19).
Diese Situation trat dadurch ein, dass sich die Beklagte und
die Streithelferin darauf einigten, dass Letztere die Beför-
derung ab dem Nachmittag des 4.11.2013 unmittelbar für
Erstere durchführen sollte. Ab dem Zeitpunkt dieser Eini-
gung mittelte die Streithelferin der Klägerin nicht mehr den
Besitz an dem Gut, wodurch deren Sachherrschaft darüber
endete rlnd es ihr nicht mehr möglich war, das Gut vertrags-
gemäß weiter zu befördern und bei der Empfängerin abzulie-
fern. Dass $ 415 HGB im Fall einer Vertragsbeendigung
durch Ki,indigung des Verfügungsberechtigten grundsätzlich
lex specialis gegenüber $ 420 Abs. 2 S. 2 HGB ist (Koller,
a.a.O., $ 420 Rn. 23), steht dessen Anwendung im vorlie-
genden Fall nicht entgegen. Denn hier führte nicht erst die
mit Schreiben des Rechtsanwalts V vom 7.1,1.201,3 erklärte
Kündigung dazu, dass die weitere Beförderr,rng und Abliefe-
rung nicht mehr vertragsgemäß erfolgen konnten, sondern
die Kündigung erfolgte erst zr1 einem Zeitpunkt, als ein
anderweitiges Beförderungs- bzw. Ablieferungshindernis be-
reits eingetreten war. Letztlich kommt es auf diese Frage
jedoch im Ergebnis nicht an, da die Berechnung des bestehen
bleibenden Anspruchs gemäß g 420 Abs. 2 S. 2 HGB der
gemäß $ 415 Abs. 25.22. Hs. HGB entspricht.

t65l cc) Die Klägerin hat ihren Frachtanspruch nicht ge-
mäß g 420 Abs. 3 HGB in voller Höhe - abzgl. der gemäß
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g 420 Abs. 3 S. 2 HGB anzurechnenden Beträge - behalten.
Diese Ausnahmeregelung zt $ 420 Abs. 2 S. 2 HGB (vgl.
I(oller, a. a. O., $ 420 Rn. 24ff .) setzt voraus, dass das Be-
förderungs- bzw. Ablieferungshindernis dem Risikobereich
des Absenders - im Verhältnis zwischen den Parteien also
der Beklagten - zuzurechnen wäre, was vorliegend nicht der
Fall ist.

t66) Insofern kann nicht rein formal darauf abgestellt wer-
den, dass die Beklagte durch die direkte Beauftragung der
Streithelferin die letzte Ursache dafür gesetzt hat, dass eine
vertragsgemäße Beförderung durch die Klägerin nicht mehr
möglich war. Zwar liegt auch hierin ein vertragswidriges
Verhalten: Die Beklagte hätte durchaus zunächst gegenüber
der I(iägerin die I(ündigung des Vertrages aussprechen und
anschließend den Auftrag an die Streithelferin erteilen kön-
nen, statt diese gleichsam hinter dem Rücken der Klägerin zu
beaufrragen. Vielmehr kommt es darauf an, ob das Hinder-
nis der Sphäre der Abseirderin entspringt (Koller, a.a.O.,
g 420 Rn. 24; Reuschle in Ebenroth/Boujong{oost/Strohn,
HGB, 3. Auf1.2015, g 420 Rn. 26), wobei nach diesem
Sphärengedanken auch zu berücksichtigen ist, ob die Fracht-
führerin Anlass für das Leistungshindernis gegeben hat (Reu-
schie, a. a. O.). Das war vorliegend der Fall. Die I(lägerin als
Frachtführerin hat nämlich unberechtigterweise gegenüber
der Beklagten eine Erhöhung der Fracht, die zeitliche Vor-
verlagerung eines Zahlungszieis und eine Reduzierung der
vereinbarten Skonti verlangt sowie sich zum Zwecke der
Durchsetzung dieses Verlangens auf ein Pfandrecht gestützt,
das sie in der von ihr angekündigten Weise nicht auszuüben
berechtigt war:

167l (1) Zwischen den Parteien war ursprünglich eine pau-
schale Fracht in Höhe von 131.000,- € für das hier streit-
gegenständliche zweite LOT (18 Kolli) vereinbart worden.
Diese Vereinbarung ist bereits in den E-Mails des für die
Klägerin handelnden Herrn E und des für die Beklagte han-
delnden Herrn S vom 23.09. und 24.9.2013 (Anlagen K6
und K7 zur Berufungsbegründung) geschlossen worden.

168l Das zugrunde liegende Angebot, das der Zeuge S in
der E-Mail vom23.9.2013 abgab, bezog sich auf den Trans-
port von 1B Kolli zu einem Pauschalpreis von 131.000,- €
(,,ALL IN"), wobei sich die Anzahl der zu transportierenden
Kolli ar-rs der Bezugnahme auf die ,,[z]weite[ ] Brennkammer
Primer" ergibt, der in der der Klägerin bereits vorliegenden
Paketliste vom 8.8.2013 (Anlage K1 zur Berufungsbegrün-
dung) insgesamt20 Kolli (DNO14-DN032 und DN062) zu-
geordnet waren, von denen wiederum zwei nicht transpor-
tiert werden sollten (,,bitte kalkuliere nicht die Kolli DN 062
+ DN032"). Dieses Angebot hat Herr E, in der E-Mail vom
24.9.2013 angenommen, indem er eine gleichlautende \7ii-
lenserklärung abgegeben hat: ,,[...] danke für den Auftrag
der zweiten Brennkammer 1...] Für das nächste Lot von
Sebnitz und Ochtrup nach Os. kann ich dir auch wieder den
Preis 131.000,00 €. Das gleiche wie bei der ersten Brenn-
kammer [...]. \tlir müssen noch das genaue verlade Datum
fest legen.". Die Formulierung ,,danke für den Auftrag"
stellt eine Bestätigung dar, die sich auf das vorhergehende
Angebot bezieht. Auch Herr E sieht eine vertragliche Ver-
einbarung danach als bindend geschlossen an und betrachtet
uur noch die' Details der Vertragsdurchführung (2. B. Fest-
legung eines Verladedatums) als klärungsbedürfiig.

169) Dass er im Folgenden einzelne Preise für Teilleistun-
gen auflistet und diese Auflistung auch Formulierungen wie
,,Excl. Polizei und VLM nach Auflagen,, enrhält, ,öht d..
Annahme eines Pauschalpreises nic[t entgegen. Vielmehr

legt die I(lägerin damit lediglich einen Teil ihrer I(alkulation
der Beklagten gegenüber offen. Dass es sich bei den aufgelis-
teten Positionen nicht um Einheitspreise oder andere Positio-
nen handelt, über die nach tatsächlichem Anfall abgerechnet
werden soll, ergibt sich schon daraus, dass die Summe der
erwähnten Positionen lediglich bei 53.600,- € liegt, also nur
einen Auszug darstellt und keine Grundlage für eine Abrech-
rrung des gesamten Transports darstellen kann. Nachvoll-
ziehbar ist diese teilweise Offenlegung der Kaikulation auch
deswegen, weil Herr E sich in der vorangegangenen E-Mail-
Korrespondenz mit dem Zeugen S (2. B. Anlage K5 zur Beru-
fungsbegründung) veraniasst sah, zu erläutern, wieso die
Fracht bei einem Betrag von 131.000,-€ liege.

t70l Einer solchen Auslegung der E-Mail vom 24.9.201.3
steht auch nicht entgegen, dass in deren weiterem Verlauf
unter der Uberschrift ,,Umschlagkosten" von ,,11. Brenn-
kammern" die Rede ist. Angesichts der der l(lägerin bekann-
ten Paketliste ist es vielmehr naheliegend, dass es sich hier
um einen Schreibfehler handelt, zumal die Anzahi der in dem
zweiten LOT zu transportierenden Kolli an anderen Stellen
der E-Mail nicht erwähnt wird. Dafür spricht es auch, dass

der Zeuge S in der vorangegangenen E-Mail vom 23.9.20L3
darum gebeten hatte, zwei Kolli nicht zu kalkulieren: \7enn
die Klägerin bzw. Herr E davon ausgegangen wäre, dass das
auch das zweite LOT grundsätzlich 11. Kolli umfasste, wäre
es naheliegend gewesen, angesichts der Herausnahme der
I(olli DN032 und DN062 aus dem Auftrag bei den Um-
schlagkosten und auch im Übrigen 9 Kolli anzusetzen.

171l Letztiich ergäbe sich die Vereinbarung eines Pauschal-
preises aber jedenfalls auch daraus, dass die Klägerin mit
E-Mail der Frau U vom 1.0.1.0.201.3 (Anlage K10 zur Beru-
fungsbegründung) einen ,,Gesamtbetrag" von 131.000,- €
bestätigt hat, in der Folge nur noch über Zahlungsziele ver-
handelt wurde und der Zeuge S Herrn E schließlich mit
E-Mail vom 25.10.2013 (Anlage KB zur Berufungsbegrün-
dung) einen - wenn auch unzutreffend auf den 23.9.201,3
datierten - ,,Transportauftrag" (Anlage K9 zur Berufungs-
begründung) übersandt hat, der unter Bezugnahme auf die

,,Pakingliste" die zu transportierenden Kolli (,,DNO14 BIS
DNO31 INBEGRIFFEN") und einen,,Vereinbartepreis:
131.000,- EURO ALL IN" bezeichnete. Da der Inhalt dieses

Auftrags jedenfalls nicht wesentlich von den vorangegange-
nen Verhandlungen der Parteien abwich, wäre spätestens
nach dem Ausbleiben eines unverzügiichen '$Tiderspruchs

der Klägerin ein Vertrag mit dem Inhalt des Transportauf-
trags gemäß g 362 Abs. 1 HGB zustande gekommen.

l72l Dass die Parteien in ihren wechselseitigen E-Mails
mehrfach auf die Geltung ihrer jeweiligen, teilweise wider-
streitenden AGB - der ADSp 2003 und der AB (2005) SPED-
LOGS\7ISS - hingewiesen haben, steht einem Vertrags-
schluss nicht entgegen. Vielmelu gelten die Regelungen bei-
der AGB, soweit sie sich in Übereinstimmung befinden, und
soweit sich die AGB widersprechen, liegt ein offener Dissens
vor mit der Folge, dass an die Stelle der AGB gemäß g 306
Abs. 2 BGB das dispositive Gesetzesrecht tritt (Joost in
Ebenroth/Boujong{oost/Strohn, g 346 Rn.90; vgl. auch
BGH, Urt. v. 5.5.1982 - VIII ZR 162181, NJ\ü 1982,
s.1751).

l73l (2) Die Klägerin hat unberechtigterweise eine Erhö-
hung dieser Fracht zunächst mit Rechnung vom 28.10.2013
auf einen Betrag von 200.000,- € und mit Schreiben des
Rechtsanwalts I vom gieichen Tage auf 190.000,- € verlangt.

[74) Ein Anspruch auf Erhöhung der Fracht um die l(osten
für rveitere sieben Kolli bestand entgegen der in dem Schrei-
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ben von Rechtsanwalr I geäußerten Rechtsauffassung nichr, den insgesamt ve^rlangten 190.000,-€ einTeilbetrag in Höhe

weil - wie ,,,uor dargeställt - zwischen den Parteien"bereits von 12"0.000,-€ bis zum^29.1'0.2013 (ab"gl' 27'. Skonto)

ursprünglich ein ve.tr"f ube.r den. Trun.porr-uln 1b u"d und der Rest bis zum 21"1L'2013 gezahlt werden solle,

nicht lediglich den von ii n;ili g.rlhl"r*ti*ora." lv"r. weicht diese Forderung zlrm Nachteil der Beklagten von der

tTst Die Krägerin hatte auch keinen o,',',";"y,*j*", iö:i,TffiTJ5ä{äii?:Äyf"T;t*t'lq1li'Ufr:t
sung bzw. Erhöhung .1.* ggi irriu.ioft zu geringkakuler- zot: ut-t,i 2L.1'1'.201'3: ab, ohne dass ersichtlich oder darge-

ten Fracht auf 190.000,1€T;.;-;i; un,.t ä.* ig.1.o.zotz legt wäre, dass und ggf. aus welchen Gründen die Klägerin

in Rechnung gestellt, ä.0ö.bö0,- € - aus g:t3 ecn ode-näint, diäs_b."nsp.rriJh.n.zu können. Allein der umstand'

u 242 BGB. z*u, *rrd in iattän, in denen eine seite einen dass sie aufgrund der von.ihr mit der Streithelferin getroffe-

Kalkulationsirrtum ihres vertragspartners erkennt - dem nenVereinb"arungen-verpflichtetgewesenwäre,.derenForde-

steht ein bewusstes si.h;t;.hii.ßä j"g..rüb.. der Erkennt- rungen bereits vär Erhält einer Zahlung der Beklagten zu

nis gleich -, ihn aber;;h;*rfd;ki,"t.ilweise .i.r ,ot.h.t b.gi.i.h.n, begründet entsprechend den-obigen Ausführun-

Anspruch unrer besrimÄi.n ün-,rrandän ars t"ggtt.h iryqt.^ g.fi k.itr.n A"nspruch.. z.ri Abände.ung des geschlossenen

nauer,inMünchenerl(;;.;;;;;riCe,z eun.iote,$:t: V.rttug.r. Lerzceres gilt erst recht, weil sie zu diesem Zeit-

Rn. 279f.), terlweise uu.h .li. Annahme .in.r *r i..n'i.ül"r punkr 
"noch nicht eirimal die der streithelferin im Rahmen

beruhenden v.rrrugr;g.il;-;i; unzulässige Rechtsaus- ä., .rrt.n LoTs geschuldete Fracht gezahlt hatte'

;;;ü bry.-einfalides-Verschuldens bei Vertragsvgfttql4 tTit (4) Nach dem Vorstehenden ciiente die Ankündigung
i;rs;igcu, ll.rr..v._7.7.1'998 - X ZR.t7l97,IJY 199^Bl ilr,J. c.tr.namachung .ir.r"pänaätrir in a." Schre'ibei
S. :1qZ) angesehen. Insoweit ist aber bereits fraglich' ob 

äär'n*Äir""*alts I aä die Beklagte vom 28.10.2013 und an

überhaupt hlnreichend sicher eine solche Kenntnis oder etn ä..frrr"r-"ft V vom 31.1,0.201"3 folglich dem Zweck, eine

Sichversähließen seitens der Bekla,gten. festgestellt.T:t111 il;;'ü;t,;li.nde Forderung sowie Zaf,lungsziele durchzuset-
kann oder ob diese aus den vom Landge.richt Q, 13t -t1:: ;;.';;;;.r Vereinbaruirg die Klägerin"keinen Anspruch
angefochtenen Urteils) angeführten Gründen redlicherweist h;;.:i;r"i.r" i" 

"o.h 
ro bääcksichtlgen, dass der Klägerin

i*:m;:.*il!*:iiffi#::'n::?ä:rl"":iinlä36:: "l' g""a'it'rl'h 'in 
Prandrecht aus"$ 440 HGB zustand'

€, wie sie für <las uu, ij rolli bestehende.rrr#di';;ä;- y:ll,gltttt die Fälligkeit der gesicherten Forderungen nicht

barr war, durchgeführt werden. Für Lerzteres kö;;; ö;; :::uro:tt"t 
(Koller'"a' '' O'' $ 440 Rn' 10)' Angesichts der

chen, dass Herr E ., *r*irri.li Jer E-Mail ;ä'ä;liöi j Tl'*t Beklägten vereinbarten Zahlungsziele war die Kläge-

(Anrage K5 zur Berurungsbegründung) "F-1T'-i{'i1,{},'l- :'*#ffil"ä:,bgt'#h il'::JtU#:''*:1L1"-y;i:J
bedürftig ansah, dass die angebotene hracht ubernaupt ln 

^rr*alr 
I an Rechtsanwalt V angekündigt - die Bezahlung

$;;,*hf:iJ:r,..?,1*: iti'uL:l'ä#,$T iläTT,: f,ä'un,.'i'achtführerin 
u..*.i"g..t. urid damit den Fort-

mit den Grundsätzen von Treu und Glaubeä;äi;ü;; g-"T-d"t Transports durch Beladung der Küstenmotorschiffe

kann die Annahme.in., i.r,l.,hurt berechneteit?tr1"j:;:i il.Hiljä;3"""T|;:1'il?ilä:.ili''i:,:'i#fff:;ffiä:
dann angesehen werden, wenn die Vertragsdurchführung tür

;;;^-E;i.Tt;;;d.n ,.hl.l'hthin unru.nutba"r ist, etwa we-ii er tTsl dd) Die anteilige. Fracht für den zuräckgelegten Teil

ilr;;h in erhebliche wirtschaftliche Schwierigkeiten geriete, äer- Beförderung, der für die Kläg-erin von .Interesse 
war'

und sich die I(enntnis J;; ilir.;rgsempfängärs im mäßgeb- b.r..hn.t sich ier Höhe nach wie folgt, (1) Ausgangspunkt

ii;'h.r-äip"ntii a., ü**"grr.ntürr.r'uu.6 auf diese Üm- ist <iie vereinbarte Fracht in Höhe von 131.000,- €, die nicht

,ia"j. bezieht (BGH, 
^.u.ö., 

S. 3194; darauf Bezug neh- durch eine nachträglich_e_Vereinbarung zwischen den Partei-

men<l Finkenuu.r, ".ä.ö., 
," $:t: e'Cn;. neides 1q ai. en abgeändert *uä.. \flie die Auftragsbestatigung der Klä-

Kläeerin nichr dar. Bei Betiachtung der von der Streithelferin gerin iom 4.11.2013 über 190.000,- € und die Bestätrgung

i;ft.ä;ö"g.r;;llr* Kost.n (g"9.:22,30,€), cler weiteren äiese, Betrages 4urch E-Mail des Zeugen S v.om gleichen

ä., rfag.riä "uo* I-u"Jg.richt' g.undsit lrch zuerkannten Tage (Anlag"e n K!4 a und. K16 zur Beru{ungsbegründung)

)i.+Aa,3/ Eund d.n;;;1;; Bekiagten für den innerschwe- recitli.h zu"qualifizieren sind - in Betracht käme z. B', den

al..fr.n Transport i- W.g. der üilfsaufrechnung geltend Abschluss ein'es Vergleichs (g 779 BGB) oder ein deklarato-

t.r*.ht.n 21.b00,-€ liegt"es zwar na.he, dass eine Fracht in risches Schuldanerkönntnis anzunehmen (vgl. Senat, Urt. v'

?ioi,. uon 131.00b,- € ficht kosrendectend war. Dass die 26.2.201.s - 18 u Bzl1.4, RdTlr 2015, s. 253) -, kann

Klägerin bei Durchfüh*ng d., Transports zu dieser Fracht in insofern offen bleibe_n, denn jedenfalls_ist das betreffende

;r#;il'h;;"".fr"fiii.n""Schwierigkäiten geraten wäre,.lie.gt Rechtsgeschäft gemäß g 142 Abs. 1 BGB als von Anfang an

iedoch ebenso wenig ar-rf der Hanä wie eihe diesbezägiiche nichtig anzusehen.

i{.nntnit a.t Beklagien' und ist auch nicht vorgetragen' Auch /^\ r
aus dem ,rnt., s".hu.Jläiääi,'.11'*.iJ ,äriir;" vortrag der !i]^9"r 

Landgericht.ist mit zutreffender Begründung davon

Klägerin, auch eine p.".t t iriHone uonigO.O00,- € sei äicht allsgegangen'"dass das Schreiben des Rechtsanwalts V an

kostendeckend gewesen, lässt sich ai.r., niiJrlJ.iti"";i.ü; RtÄti^ni"^it lvomT'1'1"2013 (Anlage KI9 zut Berufungs-

ziehen, so dass die Frage, ob die Kiägeti" hi;t#h;ä.'il: begründung) neben der o' g' Kündigungserklärung auch die

knäpfungstarsachen füi dte Einhotung d.r ;i:ä';'ö;;- ::[fn..'"* 
äiner Anfechton[ der auf die Erhöhung der Fracht

nen Sachverständigengutachtens vorgetrug.n-hriod.räb .in. gerichteten \üillenserklärr-rng der Beklagten vom 4'1'1'2013

solche Beweisaufr.rahÄe auf eine Ausfors.hunf 1,,"""tf""f." beinhaltet ($ 143 BGB)'

würde, keiner Entscheidr,ing bedarf. (b) Es bestand auch ein Anfechtungsgrund, denn die-Beklag-

t76t (3) Es isr auch nicht ersichtlich, dass der,Klägerin ein S;:ff:ffii#Jit;',f?;:X#t?tätüi- 
widerrechtlichen

Änspru.h auf die Anderung der getroffenen Skontoveretn-

barungen und Zahlungsziele zugesr"na.n nari..-so*"it ri. 179l unter einer Drohung ist die Ankündigung eines künf-

mit dem Schreiben des Rechtsanwalts I uo* zg.to-2013 eine iigen Übels zu verstehen, äuf dessen Eintritt der Drohende

vergleichsweise Ei.igung <lahingehend uo^.rrirj, a"ss von eiäwirken zu können behauptet (BGH, urt" v' 4'2'2010 - IX
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führt die Verfo
Mitteln, die die

vermeintlichen Rechts mit
zur Durchsetzung eines sol-

ZR 1.8109, NJ\ü 2010, S. 1.364,1366). Eine solche Drohung
ist in der Ankündigung der Klägerin, die Bezahlung der
Streithelferin zu unterlassen, wodurch der Transport ver-
zögert worden wäre und weitere I(osten z. B. in Form von
Liegekosten entstanden wären, zu sehen.

t80l Ihre \Tiderrechtlichkeit kann sich daraus ergeben,
dass das ar-rgedrohte Verhalten oder der erstrebte Erfolg -
die vom Bedrohten abzugebende \X/illenserklärung - jerveils

für sich allein betrachtet widerrechtlich ist oder wenn Mittel
und Zweck zwar isoliert betrachtet nicht widerrechtlich
sind, aber ihre Verbindung - die Benutzung dieses Mittels zu

diesem Zweck - gegen das Anstandsgefühl alleL billig und
gerecht Denkenden verstößt (BGH, a. a. O.). \fie ausgeführt
war die Klägerin schon nicht berechtigt, das ihl zustehende
Pfandrecht (Mittel) in der angekündigten Art und'$7eise aus-
zuüben. Daneben spricht einiges dafür, dass der erstrebte
Erfolg widerrechtlich war, denn ihr stand - wie ebenfalls
ausgeführt - kein Anspruch auf eine Erhöhung der Fracht,
erst recht aber nicht ein solcher auf Abänderung, der Zah-
lungsziele und Skontovereinbarungen zu. Zwar kommt es

namentlich für die Rechtmäßigkeit des Zwecks nicht darauf
an, ob der Drohende einen Anspruch auf die erstrebte Hand-
lung des Bedrohten hat, vielmehr genügt bereits der gute

Glaube an den bzw. ein berechtigtes Interesse an dem er-

strebten Erfolg (2. B. BGH, Urt. v. L9.4.2005 * X ZR 1'5104,

N]sf 2005, 5.2766\. Ob ein solcher guter Glaube oder ein
berechtigtes Interesse hier angesichts des Umstands, dass die
Beklagte bereits rechtsanwaltlich beraten war, angenommen
werden kann, ist aber zumindest fraglich. Letztlich kann dies
jedoch offen bleiben, denn eine'Widerrechtlichkeit ergibt

der Zweck-Mittel-Relation. Insofernsich jedenfalls auch aus

ten - hat die I(lägerin nicht widerlegt und es ist ihr auch
nicht gelungen, die Grundlage des Anscheinsbeweises - die

Typizität des Verhaltens der Bekiagten - zu erschüttern. Es

ist ihr nämiich nicht gelungen zu beweisen, dass eine Nöti-
gungslage zum Zeitpunkt der Abgabe der angefochtenen
Villenserklärung nicht rrehr bestand, weil - so ihr Vortrag -
die Beklagte bereits die Streithelferin unmittelbar mit der
weiteren Transportausführung beauftragt hatte und deswe-

gen wusste, dass eine Verzögerung des Transports aufgrund
eines wie auch immer gearteten Verhaltens der Klägerin
nicht mehr eintreten konnte. Die Beweisaufnahme war in
diesem Punkt für die I(iägerin unergiebig. Die Zeugen S und
F haben bekundet, erst am Nachmittag des 4.1.1'.201'3 - der
Tag sei ihnen aufgrund der vormittags versandten E-Mail an

die Klägerin noch gut in Erinnerung - telefonisch von der
Streithelferin kontaktiert worden zu sein. Vor diesem Telefo-
nat sei ihnen die Streithelferin unbekannt gewesen. Der Zeu-
ge G hatte keinerlei Erinnerung mehr an den konkretenZett-
punkt der Beauftragung der Y AB durch die Beklagte, so

dass auch nicht festgestellt werden kann, dass Letztere mög-
licherweise bereits vor Bestätigung einer Erhöhung der
Fracht auf 190.000,- € Maßnahmen zur anderweitigen Or-
ganisation des letzten Transportabschnitts in Schweden ge-

troffen hatte, die ggf. ernen Rückschluss auf einen früheren
Kontakt zwischen der Beklagten und der Streithelferin zulie-
ßen. Letztlich lässt sich dieses Ergebnis der Beweisaufnahme
auch in Einklang mit dern Umstand bringen, dass ein Motiv
der Beklagten für die Abgabe der rJ7illenserklärung vom
4.11.2013 nicht ohne $üeiteres ersichtlich wäte, wenn tat-
sächlich schon vorher eine Einigung mit der Streitheiferin zu

Lasten der I(lägerin getroffen worden wäre.

tB4l (d) Die Anfechtungserklärung ging der l(lägerin
schließlich auch fristgemäß (S 124 Abs. 1 BGB), nämlich arn

8.L1.201.3,2u.

tBSl (2) Von Interesse für die Beklagte war zunächst ein

Anteil von 25 oÄ der vereinbarten Fracht in Höhe von
131.000,- €, die auf den Vorlauf entfielen, mithin ein Betrag

ii-r Höhe von 32.7 50,- €.

t86l Dieser Anteil entfällt im Ergebnis einer durch den

Senat vorgenommenen Schätzung gernäß $ 2B7 Abs. 2'
Abs. 1 ZPO auf die durch die Streithelferin erbrachten
Transportleistungen. Wegen der dieser Schätzung zugrunde

liegenden Annahmen wird auf die Hinweise aus der Ver-
fügung vom 30.8.2018 Bezug genommen' denen die Parteien
in der Sache nicht entgegengetreten sind.

tBTl (3) \üeiterhin stellt der Teil der Transportleistungen
der Streithelferin, die diese als Unterfrachtführerin für die
I(lägerin erbracht hat, bezogen auf das Vertragsverhältnis
zwischen den Parteien eine Leistung der Klägerin dar, die für
die Beklagte von Interesse war. Da davon auszugehen ist,
dass die Streithelferin bis zum Nachmittag des 4.11.2013 als

Unterfrachtflihrerin für die Klägerin tätig war, sind hier
diejenigen Kosten anzusetzen, die für den Transport mittels
Binr-renschiffen nach Hamburg angefallen sind, sowie ein
Anteil der in Hamburg angefallenen Umschlag- und Lager-
kosten, den der Senat auf 213 der insoweit auf 22.890,- €
kalkulierten Gesamtkosten schätzt. Auf der Grundlage der
Hinweise aus der Verfügung vorn 30.8.2018, auf die wieder-
um Bezug genommen wird, rnachen die Kosten des Binnen-
schifftransports einen Anteil von L3,3'Ä und 213 der Um-
schlags- und Lagerkosten (Hamburg) einen Anteil von
10,2"Ä der vereinbarten Fracht aus, so dass sich insgesamt
ein Anteil von 23,5 o% der vereinbarten 131.000,- €, mithin
eine Summe von 30.785,- €ergibt.

elnes nur

chen Anspruchs grundsätzlich vorsieht, nicht schon deshalb
zur Rechtswidrigkeit, weil dieses Recht letztlich nicht be-

steht. Die Rechtswidrigkeit entfällt vielmehr bereits dann,
wenn sich der Drohende bei zweifelhafter Rechtslage auf
einen objektiv vertretbaren Rechtsstandpunkt steilt (BGH,
a. a. O.; Senat, a. a. O.). An Letzterem fehlte es hier ledoch,
weil jedenfalls das Nichtbestehen eines Anspruchs auf Ab-
änderung der Zahlungsziele und Skontovereinbarungen der-
art offerzutage lag, dass dessen Geltendmachung nicht mehr
als objektiv vertretbar angesehen werden kann.

iBll (c) Die Beklagte ist zur Abgabe der X7illenserklärung
vom 4.1.1,.2013 auch mittels der Drohung bestimmt worden.
Das ist der Fall, wenn der Erklärende die Süillenserklärung
ohne die Drohung nicht, mit einem anderen Inhalt oder zu

einem anderen Zeitpunkt abgegeben hätte.

l82l Für den Fall einer Anfechtung wegen arglistiger Täu-
schung ist insofern anerkannt, dass es flir die Annahme eines

Zusammenhangs zwischen Täuschung und Abgabe der 
'S7il-

lenserklärung genügt, wenn der Getäuschte Umstände darge-
tan hat, die für seinen Entschluss von Bedeutung sein konn-
ten, und dass die arglistige Täuschung nach der Lebenserfah-
rung bei der Art des zu beurteilenden Rechtsgeschäfts Ein-
fluss auf die Entschließung hat (BGH, Beschluss vom 21'3.
2012 - IV ZR 152110, BeckRS 2A12,91.38; Urt. v. 20.11.
1995 -lIZRZpg/94, NJ\( 1996,5. 1051; Urt. v.12.5.1995
- V ZR 34194, NJ\ü 1995, 5.2361). Diese Erwägungen
können auf die Anfechtung wegen widerrechtlicher Drohung
übertragen werden (vgl. Ellenberger in Palandt, BGB,
77. AufL2018, $ 123 Ptn. 24).

t83l Den danach anzunehmenden Anscheinsbeweis im Fall
eines ,,typischen" Verhaltens des Erklärenden - der Beklag-
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tß81 Die über den vorstehenden Umfang hinausgehende

b"";ä.ö;';;.: ö;;.' von Hamburq nlch-!J;' wurde sesen'

il.;ä;;;;L";t* ni.hi -'hr durcl die Klägerin erbracht'

Etwas anderes käme ttu' dunn in Betracht' w-enn die Streit-

;;ii;il th;it, di.r. t-tit'ungttt noch als-.unterfrachtfüh-

äi;' ää;; ;;"'r'e. E'r"ri'ng9gähitfin. der Klägerin er.bracht

;;;;..;;; \Muii.?o.n ;;h;?'"' Fall' Vielmehi erbrachte die

ör*irn.f?..i" diese Leist-ungen a-u-fgrund-eines eigenständigen

:;';i.;; 
"i.r,t 

nar'.t it"titttllbättn Zeitpunlit am Na1\-

-ä;ä;; 4' if .zotz abgeschlossenen -,Frachtvertrages mlt

cler Beklagten. Der gtun?tät'tithe Abschlus-s, dieses Fracht-

;;,tö';;; a'. e?'[i"n" innerhalb der Kla.geerwiderung

(Bl. 62 GA) vorgetragtn"hu', steht zwischen den Parteien -
lna.r, ,ls äer Zeitpunitt dieies Vertragsschlusses - nicht im

sä. ö;tt;t. s"äitit.irttit' dtn Traniport für die Beklagte

äil;*;fil.;tt"i, .tgiui tlth auch daraus' dass sie die Kläge-

il;."H;f* "on 
oä' "" 

Jer Übernahme. des Gutes hinderte

;;üt; üiiior i"ai"g nitn' 
"n 

diese' sondern an die Beklagte

d;;;;;"b:-ui, a.Ä ÄüLhlot' dei Ver-einbarung zwischen

ä:i';:Fä#;';'d ;;; i"*helferin entfi!.i-.4as Interesse der

Beklagten an einer .*"tgtn Leisttrng-der Klägerin' weil Ers-

;;;"r}il"d d.r einiäu"ttg Äii Jtt"stttithelierin einen An-

soruch auf die uon JTt"i durchgeführte.. Beförderung er-

#;;öffi ä;' ;;JEi']s'haltun! der Klägerin bedurfte'

t89l Indes wirkte dieser Umstand nur für die Zukunft und

i;tl,.: ;;;;;"r' .' ii' nechnungstellung .de.r 
Streithelferin

;:" ;1".' il'kl'd';; J. rl .zo r : üier säm-tliche im Rahmen

ä;r;;;;.; toT, uon ihr erbrachten Leistungen 
-zu 

einem

ä:rt.;;;;"g in'üijh. vin s9 '372'30 c sow.ie das Schreiben

i#"'P;;;"tbeuollmachiigten vom . 
12'1 l'2013 (Anlage

öirV:, rir.lz0 GA) an Jlt i<tagtti" ('hat unsere Mandantin

im Auftrase Ihr.s AuttÄggeUtä, ati pittna D.Trasporti' den

+1ffi;,"il;üilhö"t"cceiieren'. nicht dazu' dass a u ch

ääö;ß ä." "[ig* 
ÄuJüfiiungtn der-Klägerin zugerech-

neten Transportt.,rtungtn im \fleit von.30-785'- € rückwir

kend als direkte t-.ittuf;gtn der Streithelferil an die Beklagte

;;;;;Ä;; *ä.."' ö?'" al' sich im Verhältnis zwischen

ä;rliü;*,n' ona J.i üieithelferin auf rein tatsächlicher

il;#ft"hende BeeJigung dts- weiteren Transports. bie-

;;ä; ;i. d.. ei"ititiati ettötatrunss- bzw' Abliefe-

runeshindernisses im Vti-ftaitnit zwischen .äer 
I(lägerin 

'und
:#?.ili;;ä il;; ö ";Jia 

ge da f ür' d ie,b is da hi n besteh en-

ä v.;;:;;;";rr,attnirr. .t" tunc entfallen zu lassen und

ü.t.i" .tfriächte Leistungen anderweitig zu qualifizieren'

Ir)01 (4) Soweit die l(iägerin Aufwendungen erbracht hat,

[,] a'it", iä'H;i;"-;;; os' in E'mpranglu nehmen' steht

ihr dafär keine Vergüion! "u, 
weil.iiesä Leistungen nicht

mehr im [nteresse der Beklagten erfolgten'

t95l (t)Der Anspruch der Streithelferin aus dem ursprüng-

i"i *ii'Jer Klagerin geschlossenen Frachtvertrag ($ a07

ffi.ä';lä;)-b.'?"n,l iemäß $ 420 Abs' 2,S' 2 HGB nur

r".n-i" uoü. uon 35:te0,- ä, dtntt nur in dieser Höhe

rvätä*'äi. ""n 
der Streitheiferin erbrachten Transportleis-

;;tr*; rlt ai. Khgerin ;o; Interesse' Dieser Betrag ergibt

:;:n"";;;;;;;;J j"" )uuo, un"' II' 3' a) dd) (3) anges.tell-

illi' u"r*,iö;; ;1, il; e-der Kosten f ü r den Bin nenschi f f -

;;il;;;,";;ä 213 der Umschlags- und Lagerkosten (Ham-

ifftäffi ,i, i, V.if,aitnis"zwischen cler Klägerin und

ä"ri"f.i"*,.n reduzieren sich diese Kosten jedoch nicht im

v.rh"l;lt"';;t'iuÄa.r'Litn angefallenen Kosten zur verein-

ü"rr.r"i-r".nt von 131.000,-ä, weii zwischen der Klägerin

;ä";.;'S;.ithelferin keine Abrede über eine pauschale

et".nt "." 
131.000,- € getroffen worden war'

196l Das Interesse der Klägerin an den weitergehenden

i."irrunn.n entfiel aus den zuvor dargestellten Grunden' wett

;:."#.-t,äiö;;;;;i.ren Leistting.en nicht mehr für die

äldil;;i;i".ür. "ra "u.r, 
ai. sacliherrschaft nicht mehr

für cliese ausübte - rvoJutth auch im Verhältnis zwischen

iä;il rtä-i*i,n.if*in tin Beförderungs- bzw' Abliefe-

l9 t I b) Ein betragsmäßig weitergehender Anspruch der Klä-

Ll.ri r iti 
"l.r,,i 

ä" r"gitncl ä nd erer"Ans pruch sgr und la gen ent-

:ffi;: ;i;il;'";ilauf <lie vollständige Fracht aus $ 407

d;. tiröB b.tiänt t.rttn dt'*tgtn nichi' weildas Gut nicht

durch die Klägerin ,,-rrn Bt'ti*äungsort befördert wurde'

ä;;;;*h;"fit S +rs HGB steht --wie ausgefährt - ent-

e;sän, d"r, bereiti vor der Kündigung des Frachtvertrages eln

il?;;äil;rl br*' Allitftrung"shiridernis 
-eintrat; 

ein An-

;;;;ü;"r äen a$ 415 Abs' 2 S'1Nr' 1' 407.HGB scheiterte

;"";; ärir", aäit die Kündigung - da, hier die Er:wägungen

;;;Ü;t;;;; i., B.fo'de'untslb'*' Ablieferungshindernisses

entsorechend Gelttrng üt'Äp"'thtn wü.rd51 - auf Gründen

tJi,th ;, ;i;ää' äiri"f.oU. r. th d.r Frachtf üh reri n zuzu rech -

ä;;;. J.iließncn besteht mangels.Rücktritrserklärung

ä.äfr'ü.rn^a"tfiu.tt "ot 
den $$ 346 Rbs' 2,Nr' 1' Abs.' 1'

äää aft.'r, Ä-ft. i, af t' 5 BGb' Dem Schreiben des Rechts-

;;;;[t v;"^z.h.iöl: ist nicht zu entnehmen' dass die

rungshindernis eintrat'

lgTlDiestreitheiferinbehieltihrenAnspruchaufdiemit
i.i rrT*.':';;;;i;;;;t. Fracht auch nil.ht gelnSß.!'a20

ä;r.^t Fiöt, denn im Verhältnis zwischen ihr. und der Kläge-

;il;;;ääe;';. für die Unmöglichkeit der Beförderung

ri.iti ä.* nisikobereich der Letzteien - die in diesem Ver-
'fr'afr"it 

e'Ut.nderin *u' - 'u'utechnen' 
Die. z'uvor zu den

ä;;;il;-äie Kün.ligong des Verrages zwischen der Klä-

;t,n-;tJ;.r Bekiagtä aigestellten Überlegungen können

n:;'i. #; ü;.il;;"f i;d en'"weil au f grun d d ei R ela tivität de r

ffii;;;;[t["i". T.aieri'h di' s'"]'hungen z'wischen den

ieweiiigen Vertragspart?ien zu betrachten sind' Bezogen auf

den Frachtvertrug ,t,,thtn der Klägerin und,cler Streithelfe-

ä'bJ.""t ä-i.ind.r' dass Letzteä durch.die Kontaktauf-

"rn-. 
.iii.t n.t t"gitn und den nachträ.glichen Abschluss

;i;;;-;;irtelbaren Fr"lit'utt*"ges mit. dieser die ursache

irr"äi. Ü"-ojti.t t.i, iler Befördlerung für die Klägerin ge-

;;r;^;; t;.i di. rtag.tin ihrerseits zLrvor die vereinbarten

7rl-rjrnntti.fe nicht.in?.ntt"n hatte, stellt zwar eine Pflicht-

;tiläk?;;;;., a" i.ä.-J nicht 'ch*tt senug wiegt' r'rm das

äJ;,r'ii;it;;i.-v.i'rt"i"" der streithelferin noch ih|er - der

Ktag..in -"Risikosphäre zuofdnen zu können'

Beklaere ansteiie einer Kündigung des Frachtvertrages eine

;ä:'"F;;"'a1, V.t""gtbätnJigung' namentlich einen

ilr,.l"iri iu äz: ecet oä.;.-en Tähü"cktritr betref f end den

fr".*ätäfrschnitt in Sthttdtn hätte herbeiführen wollen'

-i#:,"tt"ffi;."litari a" Schreiben keine Hinweise darauf'

ä"tt"l.t.rit ..6r".htt'itltungtn rgckib,qe,wickelt werden

äiä. il"ÜL.lg." *uaen die" diesbezüglich-en Regelungen

ä.ääü.f.itl"t..Enrt durch diejenigel d9s.!420 Abs' z S' 2'

Ab".;HCB;erdrängt (Koller, a' a' O', 5 420 Rn' 23)'

l92l4.DerkläeerischeAnspruchistinHöheeinesBetrages
7* +rj.frä- äl"r"igt dti uon der Bek-lagten^-erklärten

H;;p;: ;"d'Hilis"ufreäh""ngen erl oschen ( 3 8 9 BGB)'

l9]la)DiediesbezüglichenAufrechnungserklärungen
liits'äc[r h";Ji. Bekiagte in der Klageerwiderung.vom

itslg.äoiiiHr"pit"rttttt""'ng) sowie in dem Schriftsatz

vom L2.1'2015 (Hilfsaufrechnung) abgegeben'

1941 b) Hinsichtlich der Hauptaufrechnung b9s-t1{ eile

[;l'J;;;;;"1-rs. in sot" einäs Betrages von 35'260'- €'

ä*,' "r, i"?ieöm Umfang stand der Beklagten eine Gegen-

i;ä;ilg;ts abgetreteneÄ Rtcht der Streithelferin zu'
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t98l (2) Ein Anspruch der Streithelferin gegen die Klägerin
auf den Ausgleich von Liegegebühren für den 4.1'1.2013
bestand hingegen nicht, denn die Beklagte kann nicht bewei-

sen, dass diäsJKosten tatsächlich angefallen sind. Unabhän-
gig von der Frage, ob sich ein Ersatzanspruch bereits aus

äe"m Frachtvertrag zwischen der Klägerin und der Streithelfe-
rin oder aus den $$ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 Abs. 1, Abs. 2
Nr. 1 BGB ergibt, wäre jedenfalls Voraussetzung des An-
spruchs, dass der Reeder der Streithelferin diese Liegegebüh-

rän überhaupt in Rechnung gestelit hätte. Dies hat aber

weder die Beklagte noch ihre Streithelferin auf das Bestreiten

der Klägerin hin belegen können. Auf den diesbezüglichen

HinweiJ des Senats im Beschluss vom 27.10.2016 hat die

Streithelferin mit Schriftsatz vom 1,9.12.20L6 iediglich auf
die vertraglichen Vereinbarungen mit der Klägerin verwie-
sen, in denen ein Liegegeid (,'demurrage") von 5.000,- € pro

Tag genannt sei (vgl. S. 2 der Anlage K23 zut Berufungs-
begründung, ,,dem.' 5.000,- daykataf.d'" ), aber nicht dazu

voigetragen, dass ihr diese Kosten auch seitens des von ihr
beaüftragten Reeders in Rechnung gestellt wurden.

L99l (3) Der anteilige Frachtanspruch der Streithelferin
war aln 4.11.201,3 nicht infolge der von der Klägerin unter
dem 31.10. und 3.11.2013 abgegebenen Aufrechnungserklä-
rungen gemäß $ 389 BGB erloschen.

t1001 Dem steht entgegen) dass zwischen der Klägerin und

äer Streithelferin eine Barzahlungsabrede getroffen wurde,
aus der sich ein Aufrechnungsverbot ergab. Die Befugnis,

eine Forderung im 'Wege der Aufrechnung zu tilgen, kann

durch eine Vereinbarung zwischen Gläubiger und Schuldner
in der \X/eise ausgeschiossen werden, dass die Forderung nur
durch eine Bar- bzw. Effektivzahlung des Schuldners erfüilt
werden kann (vgl. z.B. BGH, Urt. v. 15.2.1978 - VIII ZR
242176, \üM 1978, S. 620; Urt. v. 6'3.1'975 - Ill ZR L73l

72, WM 1,97 5 , S. 614; OLG Düsseldorf, Urt' v. 4.5 .199 5 -
6 IJ 12194, NJ\7-RR 1'996, 5.115). Eine solche Verein-
barung haben die Klägerin und die Streithelferin abgeschlos-

sen, indem Letztere in ihrer E-Mail vom 15.10.2013 (Anlage

K23 zur Berufungsbegründung) an mehreren Stellen betonte,

die Fracht müsse ,,auf dem Konto" sein, und Erstere in ihrer
E-Mail vom28.L0.2013 (Anlage K25 ntt Berufungsbegrün-
dung) damit korrespondierend zusagte, die Rechnung werde

,,übörwiesen". Diese E-Mail-Korrespondenz, in der seitens

der Streithelferin die Geltung der ADSp erwähnt wird, ist

auch nicht so zu verstehen, dass lediglich das dort ohnehin
geregelte Aufrechnungsverbot (Nr' 19 ADSp-2003) bekräf-
iigt werden sollte, mit der Folge, dass es ggf. darauf ankäme,

ob di. Gegenforderungen der Klägerin unstreitig oder ent-

scheidungieif sind. Vielmehr kam es insbesondere der

Streithelfirin, die ausweislich vorgenannten E-Mails von der

Kiägerin die Fracht für das erste LOT noch nicht erhalten
hatte, ersichtlich auf einen effektiven Zahlungseingang an.

ti01l Die Streithelferin war auch nicht gemäß $ 242 BGB

gehindert, sich auf das Aufrechnungsverbot zu berufen. Ein

iolches Berufen kann im Einzelfall treuwidrig sein, beispiels-

weise wenn Haupt- und Gegenforderung sowohl dem Grun-

de als auch der Höhe nach in einem untrennbaren Zusam-
menhang stehen, so dass Entscheidungsreife hinsichtlich der

einen aulh Entscheidungsreife hinsichtlich der anderen For-
derung bedeutet, oder wenn sonst die Durchsetzung einer

mit der Forderung des Gläubigers zusammenhängenden G.e-

genforderung des- Schuldners 
-- 

etwa bei einem nachträgli-
chen Vermölensverfall des Gläubigers - vereitelt würde. Ein
solcher Ausnahmefall ist hier indes nicht gegeben.

t1021 (4) Der Anspruch der Streithelferin ist auch nicht
infolge der Zahlung der Beklagten an diese gemäß $ 362

Abs. 1 BGB erloschen. Anhaltspunkte dafür, dass die Be-

klagte bei Vornahme der Zahlung mit dem \Tillen handelte,

einä fremde Schuld zu tilgen, sind nicht ersichtlich. Vielmehr
stellte die Zahlung, soweit die Beklagte nicht inzwischen
selbst gegenüber der Streithelferin zur Frachtzahlung ver-
pfiichtet war, eine Gegenleistung für die Abtretung etwaiger
Ansprüche geger-r die Klägerin dar.

t1031 (5) Dass eine Abtretr-rng gemäß $ 398 BGB zwischen

der Beklaeten und der Streithelferin vereinbart wurde, steht

zur Überz"eugung des Senats fest, nachdem die Beklagte das

Original dei sc[riftlichen Abtretungsvereinbarung (Anlage

814, Bl. 748 GA) im Berufungsverfahren vorgelegt hat.

11041 c) Ferner greift die Hilfsaufrechnung der Beklagten

mit einem Anspruch in Höhe von 9.603,- € durch.

110-51 Der Beklagten stand in dieser Höhe ein Anspruch auf
Ersatz der zusätzlichen I(osten zu, die sie für die nach der

Kündigung des Vertrages mit der I(ägerin erforderliche ander-

weitigö Gganisation des letzten Transportabschnitts in
Schwiden aufwenden musste. Ob sich dieser Anspruch auf
Ersatz eines durch das pflichtwidrige Verhalten der Klägerin
veranlassten Kündigungsfolgeschadens aus $ 280 Abs. 1 BGB

oder - wie das Landgericht meint - aus den $$ 280 Abs. 1'

Abs. 3, 281 BGB ergibt, bedarf vorliegend keiner Entschei-

dung, weil die Klägerin der Annahme des Landgerichts, sie

habä eine Fortführung des Transports zu einer Fracht von
131.000,- € ernsthaft und endgültig verweigert ($ 281 Abs. 2

BGB), so dass es keiner Fristsetzvng seitens der Beklagten

beduift hätte, mit der Berufung nicht entgegentritt. Dass das

Landgericht der Höhe nach grundsätzlich von aufgewandten
KostÄ in Höhe von 21.000,-€aufgrund der Beauftragung der

Y AB ausgegangen ist, begegnet keinen Bedenken. Die Kläge-

rin hat diJEntstehung dieser Kosten iediglich pauschal bestrit-
ten und sich nicht mirden von der Beklagten vorgelegten Rech-

nungen der Y AB vom 26.1'1'.2013 (Anlage 811 Bl. 164 GA)
sowie des ebenfails vorgelegten Kontoauszugs vom 1'4.1..20L4
(Anlage 819, Bl. S21 GA) auseinandergesetzt. Soweit sie

meint, die Rechnung der Y AB sei ,,überzogefl", hindert dies

einen entsprechenden Erstattungsanspruch nicht. Die Beklag-

re kann gemäß $ 249 Abs. 1 BGB zwar nur den Betrag erstattet

verlangön, den ein wirtschaftlich denkender Geschädigter zur

Schadensbeseitigung aufwenden würde. Da dies jedoch bezo-

gen auf die konkiete Situation zu betrachten ist und die Beklag-

ie kurzfristig den \Teitertransport zur Vermeidung von Ver-
zögerungskosten organisieren mussce) war sie nicht ohne tWei-

r.Äs gehälten, umfangreichere Nachforschungen zu eitet ggf .

kostengünstigere Alternative anzustellen. Von den tatsächiich
aufgewändten Kosten in Höhe von 21.000,- € sind allerdings
diejinigen Kosten abzuziehen, die die Beklagte auch beiunge-
hinderter Durchführung des Vertrages mit der Klägerin für
diesen Transportabschnitt hätte aufwenden müssen, denn nur
der über diese Sowiesokosten hinausgehende Betrag stellt ih-
ren auf dem pflichtwidrigen Verhalten der Klägerin beruhen-
den Schaden dar. Da der Senat wie ausgeführt den ursprüng-
lich vereinbarten Frachtanspruch der Klägerin für diesen

Transportabschnitt auf 1.1..3 97,- € schätzt, verbleibt eine Ge-

genforderung in Höhe von9.603,- €, die die Beklagte hilfs-
weise zur Aufrechnung stellen konnte.

t106] Hinsichtlich des weiteren geltend gemachten Betra-
ges von 1.150,- € fehit es an einer Aufrechnungslage im
Sinne des $ 387 BGB, weil die sich gegenüberstehenden For-
derungen der I(lägerin und der Beklagten nicht gleichartig
sind. Die Beklagte hat bzgl. dieser Kosten nur einen Frei-
stellungsanspruch gegen die Klägerin, mit dem gegen einen
Zahlungsanspruch nicht aufgerechnet werden kann (2. B.
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BGH, Beschluss vom 1'4.1'.1'999 - IX ZR 208/97' NJW

Tiss'- ttlz.1183 f.). Sie hat nämlich nur die diesbezügliche

R..hnonn ier Streithelferin vom 12'L1'201'3 (Anlage 812,

Bl. 165 öA; uo.gelegt, auf das Bestreiten der Klägerin deren

Bezahlung aber"nic[r bewiesen' Insbesondere hat sie ent-

n.n.n a.iAnkündigung im Schriftsatz vom 26'1'2017 eine

i"i"*. 820, aus där s]ch die Zahlung ergeben soll, nicht

r"ä.nr. Dass bei Abgabe der Aufrechnungserklärung- die

Voäi!.rrungen cles 5 is0 oder $ 251 BGB.vorgelegenlrät-

"n,ä i"tt 
dle Beklagte anstelle der Freistellung eine Zah-

i;ü i" Geld hätte bea"nspruchen können, ist weder dargetan

noch sonst ersichtlich.

t1071 d) 
'S7eder 

clie Haupt- noch die Hilfsaufrechnung der

il.liägt.ti sind ausges.hlott.n' Die Klägerin kann der

H;;;?;;a...hnung nicht mit Erfolg das Aufrechnungsverbot

^ur 
Nt. 19 ADSp-2003 (ggf. i.V'm' $ 404 BGB) entgegen-

fr"it.", denn diese Regeluä[ kommt bei -.vorliegend gegebe-

n.t-- Bnrt.neidungsräife über die Gegenforderung nicht zur

Ä;*.;d.-s (Bahisen in EbenrothTBoujong{oos:l!l:oh1'
Nt. f q ADSp'Rn. 5). Weder der Haupt- noch der Hilfsaut-

;;;h;r"g stJht letztiich auch der Einwand der unzulässigen

;i;;hrffi;t,rng, b.rog.n auf das ebenfalls vertragswidrige

ü;;il;lil der äeklagien' entgegen' Denn es gibt keinen

ä;J;;;r, Jur, ,,u. äerjä"ige"Rächte g9]t91! machen darf'

J* tl.ft rälbrt u.trtugtf.t.äu verhält (BGH, Urt"v' 14'7'

1.971. -V[I ZR 49,70,NNü 1971, 1,747)'

t108l 5. Soweit der I(ägerin in der Hauptsache noch ein

Z"hl;";t";;pruch zustehi, folgt ein Anspruch auf die be-

g.h;'r.""R.;Ätshängigkeitszinseln in dem vom Landgericht

Tutreffend ung"no"*-.n.n zeitlichen Umfang - 1T- dtn

$S t80 Abs. r,"ebs. 2,286 Abs. 1 s.2,2BB Abs' 2 BGB'

11091 III. Die ebenfalls zulässige Berufung der Beklagten ist

lnU.g.ü"a.t, da der Klägerin nach dem,,Vorstehenden ein

Ä;;?";ti von 18.672,- € zusteht, der,über den ihr erst-

i*iä.rft.ft zuerkannt.n Betrag hinausgeht' Auf die mit der

il;;;ilt der Klägerin aufgeworfenen steuerrechtlichen Fra-

".n 
f.oti*, es dänach arich deswegen nicht an, weil die

B;;.;|;;;; des Anspruchs der Klägeiin^bereits auf der netto

vereinbarte-n Fracht von 131.000,- € fußt'

t1101 lV. Eine Entscheidung über die Hilfswiderklage.ist

li.hi u.."nl"sst. Diese wurdJunter der prozessualen Bedin-

ni,n* .in., Unzulässigkeit der Aufrechnung der Klägerin.ge-

E."üU.i J.t Beklagtän erhoben' Diese Bedingung ist nicht

eingetreten.

t1 1 11 Y . [Kosten, Vollstreckbark eit]

1112) C. Die Voraussetzungen.für-eine. Zulassung der Revi-

ii*'ti.g;n nicht vor. Die Sache hat keine grundsätzliche

it;;.;r""c Auch die Fortbildung des Rechts oder die Siche-

tung .i""i einheitlichen Rechtsprechung verlangen eine Be-

f"rr"ung des Bundesgerichtshofs nicht' I

4 ttaftung des Eisenbahninfrastrukturunternehmens
nach HaftPflc

HPfIG $$ 1 I,4; BGB $$ 249,278,398; SIVG $ 8

2. Betriebsunternehmer im Sinne des $ 1 I HllG kann auch

*i". *.. i"äigfich die Herrschaft über einen Teil des Betriebes

i;;ä;;;.;i-Jus Me'krnal des Betreibens auf eigene Rech-

;;;;;'tuli; ;t. sowohl Eisenbahninfrastrukturunternehmen als

"""fr 
rit."t"tt;verkehrsunternehmen sind als Betriebsunterneh-

-*- r"ttr.tten und haften im Außenverhältnis tals Gesamt-

schuldner.

3. Der Betriebsunternehmer haftet den Eigentümern von be-

schädigten Waggons nach $ 1 HPflG {lt^4t:"i" den Waggons

."irr"tia." Schääerr, zu derrlett gemäß S$ 249 ff' BGB nicht nur

ä1.-irw*"*rkosten der Wagg-ons irn engeren Sinne, sondern

"".ft 
ILÜ",.rsuchungs- und 

-ferbringungsleistungen zählen'

4. Die Eigentümer der Waggons sind-nach den Grundsätzen der

öriru.tt"?.ntliquidation Üe"rechtigt, beim B etriebsunternehmer

dl. S.had." des Mieters der Waggons geltend zu machen' (Leit-

sätze der Redaktion)
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abgetretenem Recht auf Schadensersatz wegen der Ent-

gleisung von mehreren Güterwaggons'

t2l Am 19. September 2013 entgleisten im.Bahnhof von vier Güter-

ilät* Di. B.kttgr. betreibt doit die Eisenbahn-Infrastruktur'

t3l Die Klägerin ist ein nieclerländisches Unternehmen' welches auf

äiä e,n- una üermietung von Eisenbahn-Güterwaggons spezialisiert ist'

öL riag.tit war im Zäitpunkt des Unfalls Mieterin der'ü/aggons mit

;.; N;;;.tt, die im Eigentum der stehen sowie des rWaggons mitder

Nu*-.r, der im Eigentum <ler steht (Bl' 3d' Akten) (im Folgenden:

,,die Wajgons"). Voigenannte Waggons entSletsten am '[9' September

äorl. s.äi.b.fiihrerii dieses zuge{ war die Streithelferin' Für Unter-

*Jun*t-, Instandsetzungs- und Verbringungsleistungen zur Reparatur

ä;; \(ä; machte di"e Klägerin insgesamt. Aufwendungen von €

i+.sjr,?i tel. 6 und 65 d' Aktän). Im Ziitpunkt.der Entgleisung hatte

äi. ffag.tiit die Waggons an ihre Schwestergesellschaft, die als Eisen-

hahn-siediteur tätie-iit, untervermietet (Bl' 3d' Akten)' Diese betraute

äi.'irärf"ii"rin t[ d.rn Rangieren im Bahnhof' knTuge der Klärung

;;; ü;i;;G;ilgen wurde eiriSachverständigengutachten des Diplom-

;;;il;^ :: ;il nr,tll.oungt,rts"che e'stellt fauf K2b, Bl' 14ff'd'

Akten, wird verwiesen)'

t4l Der Klägerin wurden die jeweiligen Ansp,rüche der Eigentümer

ä.i \r;g;;;bgen die Beklagt. i- Zutt-*enhang mit dem. Ereignis

* .Un.iÄr.n i",if a"t Assignäent Agreement vom 1' Dezember 2015

iärll"iii. ä. ni."n; Ltnd die"Abtretunlgsvereinbarung vom 14' oktober

2015 (Bl. 66 ff. d' Akten) wird verwiesen'

t5l Der Klägervertreter wurde gegglü-b91 der.Beklagten vorgerichtlich

itii di. <tag.;i" tätig (Anlage K3 a, Bl. 24 f' d' Akten)'

[6-8] [Anträgel

l9l Die Beklagte behauptet, Mangel-der--Bahninfrastrukturanlagen
i,a',"" "i.[i ""r"Entgleisuig 

in gefuhit. Die \7agen seien falsch beladen

il;r;;.-i; ; a.ierrt^it,,n[' wegen der aniurechnenden Betriebs-

;;f;ir; ;üt* ;ta Klagerin sicli eine-Mithaftungsquote anrechnen las-

ilt, Die Streithelferin ist dem Rechtsstreit auf Seiten der Klägqinmit
b.6riftr^r, vom 4. Mai 2016 beigetreten' Die l(lage wurde der Beklag-

i* t- Z. Mai 2016 (81.59d.-Akten) und die l(lageerweit"ln-c^lq

i.trrif,rrr, vom 9, Mai 2016 dem Beklagtenvertreter amIT'MIa\2016
(81.79 d. Akten) zugestellt.

t I 1l Weeen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes

i"i.ä ,riäi. zu den Akten gereichten Schriftsätze der Parteien nebst

Anlagert Bezug genommen.

1. Ein Betriebsunfall im Sinne des $ 1 I HPflG liegt vor, wenn

ein unmittelbarer äußerer örtlicher und zeitlicher Zusammen-

h"rrj t*it"h.n clem Unfall und einem bestimmten Betriebsvor-

;;ü;.t einer bestimmten Betriebseinrichtung der Bahn be-

ü"ti oa.. wenn der Unfall durch eine dem Bahnbetrieb eigen-

tümliche Gefahr verursacht worclen ist'

Aus den Gründen: [i2] Die zulässige Klage ist auch be-

"rtira.r. 
Die Beklaste häftet der K1ägerin für den geltend

!.*".ftr.t Schadenln vollem Umfang nach $ 1 Abs' 1 Haft-
"ofii.hr*.t.rt (HPflG) (iVm $ 398 BGB). \üird bei dem Be-

irr.U Jrn.. Schienenbahn eine Sache beschädigt, so ist der
g.i.i.trt"nt.tnehmer dem Geschädigten zum Ersatz des da-


